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Bei bestimmten Problemsituationen werden sich auch 
im Bereich der Landesplanung und Raumordnung Verfah­
ren wie Bürgerinitiative, Beirat oder Volksentscheid ein­
setzen lassen. Die erwähnten negativen Nebeneffekte ma-

chen aber die Grenzen dieser Verfahren sichtbar. Breiter 
anwendbar erscheint das Modell Planungszelle. Es dürfte 
unter den fünf genannten Versuchen langfristig das ent­
wicklungsfähigste Modell darstellen. 

HERBERT BIERMANN 

Kooperationstheoretische Ansätze in der Stadt- und Regionalplanung::-

Einführung 

Anzeichen dafür, daß die Subjekte ihre Verhaltens­
weisen in zunehmendem Maße differenzieren und ihre 
Anspruchsniveaus beschleunigt anheben wollen, sind in In­
dustriegesellschaften in genügendem Umfange vorhanden. 
Wird diesen Forderungen von dem zugrunde liegenden 
Gesellschaftssystem nachgegangen, so erfährt dies eine Er­
höhung seiner Komplexität und Unbestimmtheit. 

Eine allseitige Erfüllung der an das System herangetra­
genen Ansprüche erscheint nur auf der Basis wirtschaft­
lichen Wachstums möglich. Wirtschaftliches Wachstum 
wiederum verlangt c. p. eine Steigerung der staatlichen 
Vorleistungen im Infrastrukturbereich. 

Die Zunahme an Komplexität des Systems beinhaltet, 
daß die mit dem Wachstum einhergehenden Wirkungen 
auf Subsysteme (z.B. »Umweltverschmutzungen«) nicht 
in vollem Umfange kontrolliert werden können. Damit 
sind aber die Folgen langfristiger Planung im gesamt­
staatlichen wie auch im kommunalen Bereich nur noch in 
abnehmendem Maße überschaubar. Unerwünschte Folgen 
planerischer Bemühungen dürften insbesondere dann im 
größeren Umfange eintreten, wenn regionale Planung 
(z.B . . der Infrastruktur) unkoordiniert erfolgt. 

Aus diesen Statements ergibt sich insbesondere .die For­
derung, daß die in der Regionalwissenschaft eingeführte 
Teilung in Stadt- und Regionalplanung aufzuheben ist. 
Nur über eine integrierte regionale Planung kann in allen 
Teilräumen eine den zeitgemäßen gesellschaftlichen An­
sprüchen genügende »Lebensqualität« - charakteri­
siert etwa durch soziale Indikatoren - geschaffen werden. 
Integrierte Planung ist aber, auf Grund der hohen Kom­
plexität des Systems, nur im Sinne einer Rahmenplanung 
denkbar, wenn nicht neue Mechanismen konzipiert und 
eingeführt werden, die eine differenzierte Planung ermög­
lichen. Die bisherigen Methoden lassen das jedenfalls nicht 
zu. 

Auch wenn neue Mechanismen vorliegen, erscheint eine 
langfristige Planung der inhaltlichen Entwicklung der po­
litischen, sozialen und wirtschaftlichen Systemkomponen-

<· Dieser Beitrag stellt die Ausarbeitung eines Referats dar, 
das der Verfasser erstmals am 18.5.1973 in der TU Berlin ge­
halten hat. 

ten selbst im gegebenen Ordnungsrahmen bei Berücksichti­
gung der Wirkungen auf das Verhalten der Subjekte frag­
würdig. Denn von einzelnen Maßnahmen können im Ein­
klang mit den Ordnungsnormen die verschiedenartigsten 
Erscheinungen ausgelöst werden. Insofern sollte jede Pla­
nung der sozio-ökonomischen Entwicklung »Freiräume« 
vorsehen. Diese legen der Ausgestaltung neuer Planungs­
Mechanismen Beschränkungen auf. 

Die. Ressourcenknappheit verlangt, die Interpretation 
der Infrastruktur als zusätzlicher Produktionsfaktor legt 
es nahe und die Vermutung, staatliche Infrastrukturinve­
stitionen (z.B. im Bildungssektor) hätten ausschlagge­
bende Bedeutung für künftiges wirtschaftliches Wachstum, 
lassen es wünschenswert erscheinen, daß die im gesamt­
staatlichen Rahmen erfolgende Stadt- und Regionalpla­
nung den Aspekt der Vorteilhaftigkeit der räumlich-funk­
tionalen Arbeitsteilung berücksichtigt. Dabei ist klar, daß 
Infrastrukturinvestitionen nicht nur Engpässe beseitigen, 
sondern zusätzliche herbeiführen1• Denn eine ideale »Ab­
stimmung« der einzelnen Investitionen erscheint m. E. 
nicht realisierbar. Demgemäß sollte sich die Stadt- und 
Regionalplanung in ständig revidierbaren Programmen 
ausdrücken, die ,die langfristige Entwicklung der Sub­
systeme (z.B. Städte) zum Inhalt haben ( die auch auf 
deren Auflösung zielen kann) und die den Ansprüchen der 
einzelnen und Gruppen an Leistungen in flexibler Weise 
genügen2• Die zu entwickelnden Mechanismen müssen die­
sem Aspekt genügen. 

Zwar ist nach dem teilweisen Versagen der Koordina­
tionsfähigkeit des Marktes ein allgemeiner Ruf nach 
Staatseingriffen zu verzeichnen; die hohe Komplexität 
hochindustrialisierter Volkswirtschaften kann jedoch der 
Staat nicht bewältigen. Deshalb sehe ich - quasi als drit­
ten Weg - nur im kollektiven Handeln von Politikern, 
Planern und Betroffenen eine Komplexitätsbewältigung 
als möglich an und darüber eine sinvolle Stadt- und Re-

1 Man kann diese Aussage leicht anhand der Wirkungen der 
Verbreiterung einer Straße, die Bestandteil eines Verkehrsnetzes 
ist, auf den Verkehrsfluß in anderen Straßen nachweisen. 
2 Systemtheoretische Ansätze sind dabei nur unter Vorbehalt 
einsetzbar. Denn sie stellen vornehmlich auf die Stabilisierung 
von Systemen ab und tolerieren insofern gesellschaftlich nicht 
akzeptierbare Ungleichgewichte zwischen den Subsystemen (z.B. 
hinsichtlich der Einkommensverteilung). 
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gionalplanung. Die 1damit angesprochene Kooperations­
theorie verstehe ich als integrierten Bestandteil der Pla­
nungstheorie. Welchen Beitrag die Kooperationstheorie 
dabei zu leisten imstande ist, soll mit dieser Abhandlung 
aufgezeigt werden. 

Zu diesem Zweck werden in Kapitel I die Möglichkeiten 
kollektiven Handelns in den verschiedenen Ebenen der 
staatlichen Planung erörtert. Eine eingehendere Behand­
lung der in Kapitel I aufgezeigten Chancen kollektiven 
Handelns und der daraus folgenden Notwendigkeiten er­
folgt in Kapitel II. Dabei wird gleichzeitig der planungs­
theoretische Rahmen erweitert. Kapitel III enthält schließ­
lich die aus Kapitel II ableitbaren Forderungen an den 
Ausbau der Planungstheorie, zugeschnitten auf Stadt- und 
Regionalplanung. Der Zuschnitt ist hier insofern bedeu­
tungsvoll und demgemäß berechtigt, als nach überschlä­
gigen Berechnungen ca. 70 0/o des Sozialprodukts in Agglo­
merationsräumen (Städten) erwirtschaftet wird. 

I. Notwendigkeiten und Möglichkeiten kollektiven Han­
delns im staatlichen Sektor 

1. Funktionen staatlichen Handelns 

Es ist bekannt, daß dem Staat verschiedene Funktionen 
zugewiesen sind. Ihnen wird in verschiedenen Ebenen 
nachgekommen. Bezeichnet man die Funktionen nach den 
Ebenen, so kann man3 zunächst eine Ordnungsfunktion 
definieren, die den rechtlichen und organisatorischen Rah­
men festlegt4, in dem sich alle sozialen Prozesse vollziehen 
sollten. Auch die auf einer zweiten Ebene dem Erreichen 
der Systemziele (wie Vollbeschäftigung, außerwirtschaftli­
ches Gleichgewicht, befriedigendes wirtschaftliches Wachs­
tum) dienenden staatlichen Aktivitätsmöglichkeiten, die 
vor allem 1der Bundesregierung bereitstehen, sind durch 
diese beschränkt5• Und alle anderen staatlichen Funktionen 
(wie Redistributions-, Entwicklungs- und Dienstleistungs­
funktion) gründen auf ihr. Ihnen kann quasi nur dann be­
friedigend nachgekommen werden, wenn die Systemziele 
erreicht sind6 7• Dabei ist klar, daß man sich oftmals mit 
dem Erreichen von (»gesellschaftlichen«) Anspruchsniveaus 
zufriedengeben muß. 

3 In Anlehnung an / ochimsen, R.: Planung im staat!idien Be­
reidi (Vortrag). In: Presse- und Informationsamt der Bundes­
regierung. Bulletin. (1971) Nr. 113, S. 1236-1244. 
4 Dieser Rahmen ist nicht unabänderlidi. 
5 Fragen, die im Zusammenhang mit der soge.nannten »Kon­
zertierten Aktion« wie der mehrjä,hrigen Finanzplanung (vigl. 
dazu z. B. Schmidt, K.; E. Wille: Die mehrjährige Finanz­
planung. Wunsch und Wirklidikeit. - Tübingen 1970) zu stellen 
und zu beantworten sind, bleiben außerhalb unserer Betradi­
tung. 
6 Die Problematik »magischer Vielecke« wird hier nidit er­
örtert. 
7 Die Bindung der versdiiedenen Funktionen an einzelne Ebe­
nen ist zweifellos problematisdi, denn letztlich muß auf allen 
Ebenen den Funktionen nadigegangen werden. Hier ist vielmehr 
an die ebenenbezogene vorherrschende Funktionenerfüllung ge­
dacht. 

Wichtig erscheint, daß den ersten drei Funktionen wegen 
ihres über einzelne Regionen hinausragenden Charakters 
und den damit verbundenen hohen Informations- und 
Verhandlungskosten nur im Wege der indirekten Demo­
kratie nachgekommen werden kann, diese also überregional 
verortet werden müssen. Die Entwicklungs- und die 
Dienstleistungsfunktion erscheinen dagegen auch auf der 
Grundlage einer modifizierten direkten Demokratie er­
füllbar8. Denn diese Funktionen tangieren unmittelbar 
die Sphäre des einzelnen. 

Die Entwicklungsfunktion, der in aggregierter Form 
auch auf bundesstaatlicher Ebene Bedeutung zukommt, 
betriffi: kollektive Aktivitäten9 in einzelnen Regionen, die 
auf die Erstellung von differenzierten, mehr oder weniger 
langfristig angelegten, flexibel strukturierten Entwick­
lungsplänen abstellt. 

Der Entwicklungsfunktion - die oftmals vordergrün­
dig auf die Erfüllung von gesellschaftlichen Anspruchs­
niveaus hinsichtlich verschiedener lnfrastrukturleistungen 
zielt - sind, m!t dem übergeordneten Ordnungsrahmen 
und wegen ,der Gewährleistung der einzelnen gesamtwirt­
schaftlichen Ziele, Schranken gesetzt. Beschränkungen kön­
nen auch in Form einer oktroyierten Arbeitsteilung be­
stehen und in der Unterschiedlichkeit bestehender Ent­
wicklungspotentiale10 11 begründet sein. 

Neben der Entwicklungsfunktion kann (und muß) noch 
der Dienstleistungsfunktion im regionalen Rahmen nach­
gekommen werden. Die Dienstleistungsfunktion zielt da­
bei auf die unmittelbare Versorgung der Subjekte mit 
kollektiven und/oder öffentlichen Gütern ab12 1s. 

Nach diesen Abgrenzungen staatlicher Aktivitäten gilt 
es zu klär'en, wie diese zum Zwecke der Befriedigung pri­
vater, kollektiver und gesellschaftlicher Bedürfnisse opti­
mal ausgestaltet werden können. Dazu gilt es insbeson­
dere, die Planung auf kommunaler Ebene zu beleuchten 
und ihre Umsetzung zu diskutieren. 

8 Die direkte Demokratie kann nur in kleinen Gruppen ver­
wirklicht werden. 
9 Der Politiker, Planer und Planungsbetroffenen. 
10 Zu -diesem Begriff vgl. Giersch, H.: Das ökonomisdie Grund­
problem der Regionalpolitik. S. 386-400 in: Gestaltungspro­
bleme der Weltwirtsdi.aA:. Andreas Predöhl aus Anlaß seines 
70. Geburtstages gewidmet. Hrsg. von Harald Jürgensen . - Göt­
tingen 1964; hier S. 393 ff. 
11 Denn eine gesamtstaatliche Entwicklungsfunktion wird ver­
sdi.iedenen Regionentypen, aufgrund der Begrenztheit der ge­
samtstaatlichen Ressourcen und der Unterschiedlidi.keit der na­
türlichen (oder politisdi geschaffenen) Entwicklungspotentiale 
einzelner Regionen, unterschiedlidie Infrastrukturbündel als 
Orientierungshilfen vorsdilagen, die von den regionalen Lei­
stungsgemeinschaften aufzugreifen und in koordinierte Fadi.pla­
nungen umzusetzen sind. 
12 Zu diesen Begriffen vgl. audi Biermann, H.: Zur optima­
len Angebotsstruktur einer Region. Jn: Beiträge zur Theorie der 
Landschaftsstruktur - Papers on the theory of regional struc­
tures. Hrsg.: R. Funck. - London 1974. (Im Druck.) V11;!. fer­
ner die dort zitierte Literatur. 
13 Da der Entwicklungsfunktion auch mit der Bereitstellung 
öffentlidi.er Güter nachgekommen wird, erscheint es u. U. sinn­
voll, Entwicklungs- und Dienstleistungsfunktion zu e 1 n e r 
regionalen staatlichen Funktion zusammenzufassen, ohwohl 
mit beiden verschiedene Absiditen verfolgt werden. 
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2. Planung im regionalen und kommunalen Bereich 

a) Über die Verletzung von Anspruchsniveaus 

Während mit den Funktionen auf bundesstaatlicher 
Ebene die differenzierten Perspektiven der Wirtschaftssub­
jekte nicht direkt eingeengt oder erweitert werden, sind 
mit den Funktionen auf kommunaler und regionaler 
Ebene die Interessen der einzelnen unmittelbar angespro­
chen14. Dieser Sachverhalt wird nicht zuletzt durch die 
Existenz von Reaktionsschwellen 15 16 wirtschaftlicher Va­
riabler hinsichtlich der Popularität einer Regierung aus­
gedrückt. Dabei muß beachtet werden, daß die verschiede­
nen Reaktionsschwellen in der Regel nicht unabhängig 
sind, d. h., die Verletzung einzelner Schwellen erhöht die 
Sensibilität hinsichtlich der Veränderung anderer Va­
riabler. Diese Vermutung dürfte mit der Bewußtseinsbil­
dung der Überschreitung von einzelnen Reaktionsschwellen 
begründbar sein. Empirische Analysen dazu stehen aller­
dings noch aus. Verletzt die Regierung dagegen keine 
Reaktionsschwelle, so dürfte sie auf Wiederwahl rechnen 
können 17 • Denn sie hat dann ja keine » offen sich t -
1 i c h e n F e h 1 e r « begangen. 

Kann man somit von einer r e 1 a t i v e n Unempfind­
lichkeit der einzelnen gegenüber hochaggregierten System­
variablen ausgehen, so erscheint eine Teilhabe der Pla­
nungsbetroffenen an der Ausgestaltung und Verwirkli­
chung der oben genannten Funktionen nur 18 auf regio­
naler und insbesondere auf kommunaler Ebene notwendig. 

Die Notwendigkeit wird durch die in der Vergangen­
heit beobachtbaren r e a k t i v e n Formen der Bürgerini­
tiativen ausgedrückt. Aber auch vereinzelt zu verzeich­
nende Forderungen nach sogenannter Anwaltsplanung, 
nach Foren und Hearings und sonstigen Versuchen der 
Partizipation bei der kommunalen Planung sind Anzei­
chen dafür. Maßstab für die Realisierung der Partizipa­
tion kann jedoch nicht die demokratische Utopie sein, 
denn die Partizipation hat auch negative Seiten, die nicht 
übersehen werden sollten. Zu diesen zählen u. a. (a) die 
Grenzen der Konsensbildungskapazität, (b) unüberwind­
liche Schranken bei der Beseitigung von Informationsdis­
paritäten, (c) der Mittelcharakter der Partizipation für 
die Kolportage. 

Stellt die vorgenannte Begründung der Notwendigkeit 
der Partizipation vordergründig auf eine Stabilisierung 

14 Dabei ist nicht übersehen, daß die Interessen der einzelnen 
auch von den anderen Ebenen her direkt tangiert werden. Er­
innert sei dazu an die Quellen der Finanzierung von Dienstlei­
stungen usw. 
15 Diese Reaktionsschwellen sind im allgemeinen nicht als 
starr anzusehen. 
16 Verwiesen sei z. B. auf die Hinnahme von Preisniveauän­
derungen durch die Bevölkerung im Jahre 1972. 
17 Vgl. dazu Frey, B. S.; H. Garbers: Der Einfluß wirtschaft­
licher Variabler auf .die Popula,rität einer Regierung - eine em­
pirische Analyse. In: Jahrbuch für Nationalökonomie und Sta­
tistik. 186 (1972) S. 281 ff. 
18 Die fehlende Mitwirkung der Bevölkerung kann man auch 
damit begründen, daß für jedes Subjekt in großen Gruppen die 
Außenseiterposition attraktiv ist. 

des gesellschaftlichen Systems ab, so ist dennoch damit in­
tendiert, Planungsfehler (die hohe gesellschaftliche Kosten 
verursachen können) der Verwaltung und damit der poli­
tischen Instanzen zu vermeiden bzw. frühzeitig zu erken­
nen19. 

b) Gegenstand der Planung auf regionaler und kommu­
naler Ebene 

Man könnte Stadt- und Regionalplanung hinsichtlich 
der angesprochenen Funktionen als die nach e i n e m ( ? ) 
Leitbild koordinierte Steuerung der die kulturelle, soziale 
und ökonomische Struktur einer Region beeinflussenden 
endogenen und exogenen »Kräfte« verstehen. Akzeptiert 
man diese Definition, so ist, da auch Rückwirkungen der 
Bedürfnisträger auf Einflußnahmen i. d. R. nicht ausblei­
ben, die Steuerung zu einem Regelungsprozeß zu ergänzen. 

Ausdruck der regionalen Struktur und Instrument ihrer 
Beeinflussung sind Infrastrukturinvestitionen. Dabei ver­
stehen wir mit J ochimsen und Gustafsson unter Infra­
struktur20 »die Gesamtheit der materiellen, institutionel­
len und personellen Einrichtungen und Gegebenheiten, idie 
der arbeitsteiligen Wirtschaft zur Verfügung stehen ... «. 

Auf Grund der Zukunftsorientierung der Planung sind es 
wiederum im wesentlichen die Infrastrukturinvestitionen, 
die als Gegenstände der Planung zu verstehen sind. Da­
bei gilt es, die Interdependenzen zwischen den Infrastruk­
turteilen zu beachten und deren Wirkungen auf regionale 
Funktionen, die u. a. in der Ver- und Entsorgung zu sehen 
sind, einzubeziehen. 

Hierbei kommen nun die Anspruchsniveaus der einzel­
nen und Gruppen innerhalb - aber auch außerhalb - der 
betrachteten Region zum Tragen. Mit anderen Worten, 
die (veränderlichen) Anspruchsniveaus als einzuhaltenide 
Soll- wie auch als Zielgrößen sind es letztlich, die die (hin­
sichtlich der genannten regionalen Funktionen) notwendi­
gen Infrastrukturinvestitionen und sonstigen Maßnahmen 
bestimmen. Deren Auswahl kann nur dann erfolgen, 
wenn Theorien (insbesondere Infrastrukturtheorien) und 
Bewertungsgrundlagen gegeben sind. 

Es liegen aber sowohl keine umfassenden Theorien wie 
erst recht nicht konsistente Bewertungsschemata vor. Zwar 
existieren für die verschiedensten lnfrastrukturausstattun­
gen technologisd1e, sozio-ökonomische sowie sonstige nor­
mative Richtgrößen , doch wird oft nicht nur deren norma­
tive Grundlage übersehen, sondern auch unbeachtet gelas­
sen, daß diese, da sie nicht notwendig Ausdruck der Be­
dürfnisse der einzelnen und Gruppen sind, unvorhersehba­
re Verhaltensweisen auslösen und damit neue Bedürfnisse 
wecken. V o r g ä n g i g e D e t e r m i n a n t e n a n a 1 y -
s e n h e 1 f e n a 1 s o n i c h t w e i t e r , weil die Deter­
minanten eines Infrastrukturbedarfs Ausdruck von ver-

19 Denn die Planung steigert auch die Ausdehnung einer mög­
lichen Herrschaft, so daß sie zum Demokratieprinzip im Wider­
spruch stehen kann. 
20 Vgl. Jochimsen, R.; K. Gustafsson: Infrastruktur. Sp. 1318 
ff. in: Handwörterbuch der Raumforschung und Raumordnung, 
2. Aufl. - Hannover 1970. 
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fehlten oder falschen Richtgrößen sein können21 . Eben des­
halb gilt es insbesondere der kooperativen Planung (die 
ständig bestehen,de Normen in Frage stellt, neue Normen 
festlegt und Anreize im Hinblick auf kooperativ er­
wünschte Verhaltensweisen gibt) im städtischen und regio­
nalen Bereich zum Durchbruch zu verhelfen. Eine solche 
Planung kann evident nur Prozeßcharakter haben. 

3. Kollektives Handeln und prozessuale Planung 

Die freiwillige Produktion und Bereitstellung von 
Dienstleistungen und öffentlichen Gütern ist in der Regel 
nur auf kollektives Handeln zurückführbar22 • Kollektives 
Handeln eigennützig agierender Akteure kommt wiederum 
nur dann zustande, wenn dadurch für jeden Beteiligten 
ein positiver Nutzensaldo zu verzeichnen und die Außen­
seiterposition nicht attraktiv23 ist. Bei »großen« Gruppen, 
d. h. bei Gruppen, in denen der einzelne die anderen Ak­
teure nicht mehr kontrollieren kann, ist die Außenseiter­
position für alle Akteure von Vorteil, da jeder an dem 
kollektiven Gut teilhaben kann, ohne daß er zu dessen 
Bereitstellung Kosten zu tragen hätte. Von daher ist an­
zunehmen, ,daß jene kollektiven Güter nicht produziert 
werden, die (1) die Mitwirkung sehr vieler Mitglieder er­
fordern oder (2) von deren Partizipation Nichtmitglieder 
nicht ausgeschlossen werden können. 

Kollektives Handeln bedarf der Planung, wenn man 
unter Planung eine zweckorientierte ex-ante-Koordina­
tion von Einzelplänen oder die zweckorientierte Steuerung 
von einzelnen Handlungen über eine längere Zeit hinweg 
versteht. Planung im hier verstandenen Sinne bedeutet 
also die im Hinblick auf ein zu verwirklichendes (gemein­
sames) Ziel vorwegnehmende Koordination bestimmter 
Aktivitäten der einzelnen und Gruppen, wobei - wenn 
möglich - Konflikte, die aus verschiedenen Ableitungen 
der vorgenannten Aktivitäten stammen können, vorher 
gelöst sein müssen. 

Da die auf ein gemeinsames Ziel ausgerichteten Aktivi­
täten der einzelnen Akteure der individuellen Zielverfol­
gung entzogen werden oder zu dieser u. U. im Wider­
spruch stehen, setzt Planung im Rahmen einer Verhand­
lung eine Konfliktaustragung im Hinblick auf einen (par­
tiellen) Konsens voraus. Der notwendige Kompro­
miß läßt darauf hoffen, daß nur das geplant wird, was 
der Planung bedarf, denn Planung kann unter langfristi­
gen Aspekten zu hohen privaten, sozialen und politischen 
Kosten führen - sie aber auch vermeiden. Würde dabei 
Planung die Möglichkeiten des Handelns der einzelnen 
und Gruppen nur einengen und nicht zugleich erweitern 
wie auch die Produktivität der einzelnen Handlungen 

21 Eine Infrastrukturtheorie, die auf diesbezügliche Wirkungs­
zusammenhänge abstellt, ist m. E. zum Scheitern verurteilt. 
22 Denn ein einzelner wird entweder nur unter Zwang ein 
kollektives oder öffentliches Gut bereitstellen, oder aber das 
öffentliche Gut stiftet ihm einen derart hohen Nutzen, daß es 
für ihn quasi den Charakter eines privaten Gutes hat. 
23 Dies ·ist nur bei »kleinen« Gruppen gegeben. 

nicht erhöhen, so wäre kollektives Handeln wohl kaum 
vorstellbar. Planung beinhaltet also, da das gemeinsame 
Ziel einen Kompromißcharakter besitzt oder haben 
sollte24, sowohl eine wirksamere als auch eine gleich­
mäßigere Bedürfnisbefriedigung der einzelnen, zugleich 
eine Anpassung der Anspruchsniveaus von einzelnen und 
Gruppen an kollektive (Mindest-)Anspruchsniveaus. 

lnfrastrukturteile stellen oft öffentliche oder kollektive 
Güter dar. Ihre sinnvolle Bereitstellung setzt nun kollek­
tives Handeln voraus, wobei weiter die Interdependenzen 
zwischen den lnfrastrukturteilen und diesbezüglich unter­
schiedliche Anspruchsniveaus der einzelnen und Gruppen 
zu berücksichtigen sind. Da Stadt- und Regionalplanung 
vornehmlich auf den Ausbau .der Infrastruktur und daran 
anschließende Folgewirkungen abstellt, können wir be­
haupten, daß eine sinnvolle Stadt- und Regionalplanung 
kollektives Handeln, insbesondere von Politikern, Planern 
und Planungsbetroffenen, erfordert. Deren Zusammen­
arbeit ist notwerwig, weil zum ersten die Anzahl der von 
der Stadt- und Regionalplanung betroffenen Subjekte sehr 
groß ist (große Gruppe), zum zweiten nicht alle Akteure 
das gleiche Sachwissen besitzen und zum dritten eine große 
Gruppe mindestens die Hilfe von außen benötigt, um die 
Außenseiterposition überwinden zu können. 

Welche Organisationsformen dabei als optimal zu be­
trachten sind, kann a priori nicht gesagt werden. Verein­
zelte Bürgerinitiativen erscheinen jedenfalls nicht mit dem 
Ziel der Abstimmung der Aktivitäten von Politikern, Pla­
nern und Planungsbetroffenen vereinbar, da darüber nur 
partikulare Interessen durchgesetzt werden sollen. 

Die der Realisierung der gemeinsamen Ziele dienende 
ex-ante-Koordination steht evident in Widerspruch zu 
einem differenzierten Wandel der Lebensgewohnheiten der 
von der Stadt- und Regionalplanung integrierten Wirt­
schaftssubjekte. Ein Konflikt zwischen Planung und Plura­
lität erscheint ,damit gegeben. Als Lösung dieses Konfliktes 
bietet sich das Selbstverständnis der Planung im Sinne 
eines Prozesses an. Dieser sollte - so ist zu hoffen - aus 
vielen einzelnen Kompromissen zusammengesetzt sein25 26. 

24 Gemeinsames Handeln kann auf eine a-priori-Solidarität, 
die Erkenntnis der Notwendigkeit von Vertrauen im Sinne der 
Komplexitätsreduktion, Bargaining, Einfluß, Macht, Manipula­
tion und Zwang zuriickgeführt we~den . 
25 Außerdem ist zu beachten, daß die Planung einen hoch 
komplexen Entscheidungsprozeß darstellt. Ein solcher öffnet 
kraft seiner Unübersichtlichkeit möglichen Fehlentscheidungen 
Tür und Tor. Dementsprechend sind Modelle der Planungs­
theorie, die auf einseitig orientierten staatlichen Optimierungs­
modellen beruhen, zu verwerfen. Sie dienen nur der vorgängi­
gen Erfolgssicherung. 
26 Die vorgenannte Komplexität drückt sich in einer Viel­
falt tatsächlicher oder möglicher Beziehungen zwischen partiel­
len Entscheidungen der einzelnen Rollenträger aus und bezieht 
sich, auch im Rahmen der bekannten, aber nicht als unabänder­
lich zu betrachtenden Restriktionen knapper Ressourcen, auf 
ein komplexes Feld von Möglichkeiten. Der Komplexitätsgrad 
der Möglichkeiten (Ziel-Modell-Mittel-Kombinationen) wird 
auch dadurch nicht wesentlich reduz-iert, wenn man bedenkt, daß 
nomologischc Hypothesen aus den verschiedensten sozioökono­
mischen Bereichen bei differenzierten singulären Anfangsbedin­
gungen zu beachten oder 2JU berücksichtigen sind. Die Komple­
xität der Planung ist m. E. nur dann zu bewälügen, d. h., die 
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Der angesprochene differenzierte Wandel verlangt dabei, 
daß quasi ständig Kompromisse gefunden werden müssen; 
Kompromisse sind dabei sowohl in sachlicher als auch in 
zeitlicher, räumlicher und personeller Hinsicht zu verste­
hen. Welche Kompromisse dabei als optimal anzusehen 
sind, kann a priori nicht gesagt wenden. 

Kollektives Handeln zielt nun nicht nur auf die Bereit­
stellung kollektiver Güter oder die Produktion öffent­
licher Güter, sondern auch auf die Verhinderung von kol­
lektiven » Ungütern«, den Ausgleich externer Kosten ab, 
wie sie etwa durch die Ansiedlung besonderer Industrie­
unternehmen induziert werden. Im weiteren Sinne schließt 
sie die Antizipation künftiger sozialer Probleme und Be­
dürfnisse sowie deren Lösung bzw. Befriedigung ein. 
Vielerlei Hindernisse sind dabei zu überwinden. Beispiels­
weise müssen die Bedürfnisträger späterer Zeitpunkte 
(Kinder, Zuwanderer) bekannt sein. Andererseits existie­
ren u. U. die jetzt Planenden dann nicht mehr. Damit ist 
das Problem der »Diskontierung der Zukunft« angespro­
chen27. 

Im Folgenden soll unter Beachtung dieser Problem­
kreise die Planungstheorie als Theorie der Planungspro­
zesse, im Rahmen der Regional- und Stadtplanung als 
Th e o r i e k o 11 e k t i v e n H a n d e l n s , soweit mög­
lich auf der Basis der direkten Beteiligung, verstanden 
werden. Allerdings ist die so verstandene Planungstheorie 
auch Teil einer Planungstheorie auf der Basis der indirek­
ten Demokratie ( oder sogar eingeschränkt der Experto­
kratie). Diese versucht, das gesamtstaatliche Entwicklungs­
potential entsprechend expliziten gesamträumlichen Ziel­
vorstellungen zwecks Erreichung raum- und sie.dlungs­
struktureller Zielgrößen einzusetzen. Dabei spielen die 
den einzelnen »Raumeinheiten« zumutbaren Tragfähig­
keiten eine. wesentliche Rolle. Das heißt, die den »Raum­
einheiten« von übergeordneter Ebene - den der Gesamt­
heit verantwortlichen Entscheidungsträgern - genannten 
Restriktionen werden zeitweise von den Betroffenen hin­
genommen werden müssen. über ihre Repräsentanten 
können aber die Regionen einen Ausgleich für die von 
ihnen getragenen Funktionen durchzusetzen suchen und 
sollten erwarten dürfen, daß zum Beispiel eine teilweise 
Übertragung des in Verdichtungsräumen- erwirtschafteten 
Sozialprodukts (im Sinne von Kompensationszahlungen) 
kein Tabu ist. 

ll. Die Planungstheorie als Theorie der Planungsprozesse 
auf regionaler und kommunaler Ebene 

Die Komplexität des Planungsgegenstandes, wie die des 
angesprochenen Planungsprozesses, läßt bei Beachtung der 

Menge der möglichen Fehlentscheidungen läßt sich nur dann 
auf ein Minimum beschränken, wenn man Planung als einen 
Prozeß der ständigen Ziel-Modell-Mittel-Kontrolle und der 
Revision versteht. 
27 Die Artikulation von langfristigen Interessen dürfte dem­
gemäß unscharf und unvollständig sein sowie nicht notwendig 
intensiv betrieben werden. 

heterogenen Präferenzstrukturen der einzelnen und Grup­
pen und den dadurch bedingten individuellen und kollek­
tiven Kompensationsschwierigkeiten sowie den damit ver­
bundenen Informations- und Verhandlungskosten die 
These begründet erscheinen, daß erfolgreiches kollektives 
Handeln im regionalen wie auch im kommunalen Rah­
men ohne Organisation ( d. h. ohne eine formale Struk­
tur28 und ohne Ausgestaltung von besonderen Anreiz-Bei­
trags-Systemen im Hinblick auf eine Überwindung der 
der großen Gruppe der Planungsbetroffenen zugeschriebe­
nen Eigenschaft) nicht realisierbar erscheint. 

Eine Organisation trägt aber die Gefahr der nicht legiti­
mierten Machtausbildung in sich29 30• Demgemäß wäre zu 
fordern, daß entsprechende Organisationen nur kurzfristig 
stabile Zustände einnehmen dürfen, die Besetzung be­
stimmter Posten befristet und eine partielle Fluktuation 
der Organisationsmitglieder31 gewährleistet sein sollte. Zu­
dem ist ,die Wirksamkeit der Anreiz-Beitrags-Systeme zu 
überprüfen. Auch die Überprüfung sollte resolvierend vor­
genommen werden; sonst können sich aktive Einflußgrup­
pen etablieren. Mit anderen Worten: Es muß im Hinblick 
auf die in der regionalen Ebene verorteten Funktionen -
von der Knappheit der Ressourcen ausgehend - das Ziel-, 
das Lage- und das Mittelproblem unter Einbeziehung or­
ganisatorischer Gesichtspunkte gelöst werden32. 

Nach unseren Vorüberlegungen ist zu prüfen , ob 
der mit der Kooperation der genannten Akteure ausge­
drückte koondinierte Interessenausgleichsmechanismus in der 
Tat als der geeignetste zur Lösung der drei Probleme an-

28 Diese dürfte evident den unterschiedlichen Zwecken ange­
paßt werden müssen und damit ständigen Veränderungen un­
terworfen sein. Die formale Struktur setzt sich aus einer Or­
ganisations- und einer Informationsstrukturkomponente zusam­
men. überlagert und integriert werden diese von einer gesell­
schaftlichen Motivationsstruktur, deren Träger die informelle 
Organisation ist. Ob letztere spontan entsteht, kann hier nicht 
geklärt werden. 
29 Denn eine Verwaltung ist kein Apparat, der nicht-präzi­
sierte Aufgaben ohne Beurteilung optimal erfüllt, sondern sich 
zu einem Machtfaktor entwickeln kann. Da der Apparat eine 
Organisation darstellt, wird er nicht nur danach trachten, sich 
selbst zu stabiLisieren, sondern auch eigene Ziele entwickeln. 
Hieraus läßt sich folgern, daß eine Verwaltung (auch Regie­
rung?) im Wege der Störgrößenkompensation nicht alle Infor­
mationen verarbeitet und ihrem Zweck nur fehlerhaft nach­
kommt (was man auch ohne Bezug auf ihren organisatorischen 
Charakter behaupten kann). Zudem verarbeitet sie nicht abge­
wogen die räumlichen Interessen der Subjekte und garantiert 
nicht notwendigerweise die Gleichheit der Bürger. Denn sie 
bangt um ihrer Existenz willen um ihren Einfluß, d. h., die 
durch sie repräsentierten Technokraten um ihre Posten. Koordi­
nationsprobleme der einzelnen Verwaltungen sind damit noch 
gar nicht angesprochen. 
30 Da eine Herrschaftsausübung ohne eine Verwaltung nicht 
auskommen kann, blebbt zu erörtern, wie mit Hilfe der »herr­
schenden Diener« (vgl. Heinemann, K.: Technik und Macht bü­
rokratischer Organisationen. In: Zeitschrift für Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften. 92. Jg. (1971) S. 321 ff., hier S. 322) die 
Entwicklungs- und Dienstleistungsfunktion erfüllt werden kann. 
31 Insbesondere der Planer. 
32 Der damit angesprochene Problemkomplex kann in die 
Fl'age gekleidet werden: » Welche Güter sollen zu welchem Zeit­
punkt (Alternativproblem) auf welche Art (technisch-ökonomi­
sches Problem) für welche Gruppen (Verteilungsproblem) pro­
duziert werden?« 
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zusehen ist. Daran anschließend werden wir untersuchen, 
welche Lösungen die bekannten Problemkreise unter sei­
nem Einsatz erfahren und ob damit der Weg zu einer ra­
tionalen Stadt- und Regionalplanung geöffnet wird. 

1. Kooperation als Koordinationsmechanismus 

Es ist unmittelbar einsichtig, daß ein kooperatives Ent­
scheidungsgremium weniger »Fehler« bei der Lösung der 
genannten Probleme begeht und damit langfristig gerin­
gere Kosten verursachen kann als eine Zentrale, die etwa 
nur aus Politikern (und Planern) besteht33. Erinnert sei 
dazu nur an den engeren Perspektivenkegel einer Zentrale 
und der dadurch gegebenen großen Gefahr der Einleitung 
von Fehlentwicklungen. Damit scheidet der administrierte 
Plan als Koordinationsmechanismus aus, auch wenn er re­
lativ geringe Entscheidungskosten verursacht. 

Auch der Konkurrenzmechanismus kommt (im Dienste 
der genannten Funktionen) nicht in Betracht, da er - wenn 
überhaupt - nur eine kurzfristige Koordination leistet und 
somit nicht zu einer Bereitstellung kollektiver Güter füh­
ren kann. Es verbleibt ,damit als Koordinationsmechanis­
mus die Verhandlung mit dem Ergebnis der Kooperation 
von Individuen und Gruppen. 

Diese Kooperation ist, auch zum Zwecke der Bereitstel­
lung von Innovationen (im Sinne innovativen Handelns), 
langfristig gesehen, zu destabilisieren34. Denn der Koope­
ration geht (1) eine Lösung des Problems der gemeinsamen 
Zielprofilformulierung, also eine Austragung von Ziel­
konflikten, voraus, und sie verlangt (2) eine Lösung des 
Problems der Verteilung von Vor- (Nutzen) und Nach­
teilen (Bürden) der Kooperierenden, die im Zeitablauf 
nicht notwendig in Frage gestellt wird (Gewöhnungs­
effekt). 

Organisation im Dienste des koordinierten Interessen­
ausgleichs ist Ausdruck eines Kompromisses zwischen der 
Forderung nach Beteiligung aller am Planungsprozeß und 
der Forderung nach größtmöglicher Produktivität der Ko­
operation. Organisation bedeutet zugleich Einigung auf 
Regeln zwecks Aufstellung und Revision von Plänen. 
Diese Regeln, die zugleich auch eine Verhaltens- und 
Rechtssicherheit für alle an der Kooperation Beteiligten 
bieten, müssen wie die Pläne der ständigen Kritik zugäng­
lich sein. 

Planung kann dann als erfolgreich angesehen werden, 
wenn sich die durch .die Pläne zu gestaltende Wirklichkeit 
exakt wie vorgesehen fügt. Davon kann jedoch realiter 
nicht ausgegangen werden35. Das bedeutet, daß Fehlent-

33 Kann man einerseits die Informationskosten, die Verhand­
lungskosten und die Kosten verspäteter Entscheidungen sowie 
andererseits die Kosten, die aufgrund falscher Entscheidungen 
verursacht werden, in Abhängigkeit von der Anzahl der am 
Entscheidungsprozeß Beteiligten ermitteln, so läßt sich sicherlich 
die unter gesamtgesellschaftlichen Gesichtspunkten optimale 
Größe des Entscheidungsgremiums ermitteln. 
34 Dafür könnte man die Kurzformel „Institutionalisierung 
der Krise« einführen. 
35 Mit anderen Worten, es gibt m. E. keine erfolgreiche Pla­
nung. Denn dazu wäre nicht nur eine vollkommene Information 

scheidungen nur durch s t ä n d i g e K r i t i k frühzeitig 
erkannt und eventuell vermieden werden können. 

Zudem sind die Ziele ,der einzelnen und damit die der 
Kooperation nicht als fix zu betrachten, wie auch die 
Menge der Handlungsalternativen nicht als abgeschlossen 
angesehen werden kann36. Demgemäß sollte ständig eine 
Suche nach besseren Zielen und besseren Handlungsalter­
nativen erfolgen37. Diesbezüglich sind besonders die Pla­
nungsbetroffenen angesprochen38. Denn erstens werden 
ihre Interessen mit der Planung unmittelbar angesprochen 
und zweitens vermögen sie am ehesten unerwünschte Wir­
kungen zu erkennen. Zudem ist klar, daß die Interessen 
aller Beteiligten und Betroffenen nicht zum Vorteil aller 
selbst von einem unabhängigen Gremium aufeinander ab­
gestimmt werden können. Denn jedes Gremium, dessen 
Zusammensetzung nicht ständigen Veränderungen unter­
worfen ist, besitzt nur unvollständige Informationen und 
dürfte somit Partei beziehen. 

Die ständige Spche nach neuen Handlungsalternativen, 
die eine Unzufriedenheit mit der Festlegung ,der Menge 
der Alternativen widerspiegelt, also Kritik ausdrückt - bei 
gleichzeitiger Variation der Anspruchs- bzw. Zielstruktur 
der einzelnen und der der Kooperation - impliziert z.B. 
eine fortwährende Neuformulierung der Entwicklungs­
pläne und bewirkt von daher eine Instabilität ,der Koope­
ration39. Zugleich ist damit die Chance für eine (neue) 
Kooperation auf neuer Grundlage (der Struktur der Parti­
zipation) gegeben. 

Die Erkenntnis, daß eine Planung nicht erfolgreich sein 
kann, und die sich daraus ergebende Notwendigkeit stän-

über die relevanten Größen und deren Entwicklung notwendig. 
Vielmehr wäre auch vorauszusetzen, daß die Informationen 
richtig und von allen Beteiligten einheitlich interpretiert wer­
den. Da insbesondere von letzterem m. E. nicht auszugehen ist, 
stellt die »Realität« nur eine »wahrscheinlichkeitstheoretische 
Qualität« dar. 
36 Selbst wenn die Menge der Handlungsalternativen abge­
schlossen ist, d. h., ihre Häufungspunkte (jm Sinne von domi­
nanten Handlungsalternativen) enthält, müssen nicht notwendig 
alle Handlungsalternativen erkannt werden. Denn die Anzahl 
der Häufungspunkte kann auch unendlich sein. 
37 Ob das immer gerechtfertigt werden kann, ist nicht ent­
scheidbar. 
38 Ob man davon ausgehen sollte, -daß sie dazu bereits als 
motiviert zu betrachten sind, soll hier nicht erörtert werden. 
Die Fähigkeit zur Kritik, ,der Mut zur Kreativität und die Be­
reitschaft zu kooperativem Handeln der Planungsbetroffenen 
erscheinen mir nicht ausgeprägt zu sein. Informationen aus der 
Tagespresse über vereinzelte, parti~ularen Interessen dienende 
Bürgerinitiativen un<l die Untersuchung von Schäfers (vgl. Schä­
fers, B.: Planung und Offentlichkeit. - Düsseldorf 1970) lassen 
diese Vermutung al~ begründet er-scheinen. Daß aiber die Bürger­
sdiaft (die Planungsbetroffenen) eine I a t e n t e Bereitschaft 
zur Übernahme •der ,genannten Funktionen aufweist, zeigen die 
9200 Einsendungen, die auf einen ausgelegten Bebauungsplan 
des Stadtstaates Hamburg eingingen. Vgl. Diene[, P.: Partizi­
pation an Planungsprozessen als Aufgabe der Verwaltung. In: 
Die Verwaltung. 4. Jg. (1971) H. 2, S 151-176; hier S. 151. 
39 Diese Instabilität ist auch aufgrund der von der Koopera­
tion erzeugten öffentlichen bzw. kollektiven Güter systemim­
manent gegeben. Denn öffentliche Güter erlauben die Ein­
nahme der Außenseiter- oder Saboteurposition, d. h. die Parti­
zipation am bereitgestellten öffentlichen Gut, ohne die gleich­
zeitige Übernahme von Kosten seiner Produktion bzw. den Be­
zug der Vorleistung der Kooperation als privates Gut, ohne 
dafür zu bezahlen. 
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diger kritischer Auseinandersetzung mit Entwicklungsplä­
nen läßt die unten diskutierten Forderungen aufkommen: 
(1) Selbst ein kollektiv akzeptiertes Gremium (Manage­
ment der Kooperation) darf nur Vorarbeiten für die Ziel­
formulierung sowie die Modell- und die Alternativenaus­
wahl - also hinsichtlich der Ausfüllung ,der Entwicklungs­
und Dienstleistungsfunktion auf regionaler Ebene - lei­
sten. (2) Da Kritik an den Ergebnissen der Vorarbeiten 
notwendig ist und selbst ein öffentliches Gut darstellt, ist 
die K r i t i k z u h o n o r i e r e n. 

2. Problemkreise der klassischen Planungstheorie im 
lichte kooperationstheoretischer Lösungsansätze 

Die abgeleitete Erkenntnis, daß die staatliche Entwick­
lungs- und Dienstleistungsfunktion auf regionaler wie 
auch auf kommunaler Ebene den Planungsbetroffenen 
nicht nur Einfluß auf die Planung einzuräumen hat, son­
dern sie im Wege ,der »Kooperationskoordination« zur in­
novativen Gestaltung der fortwährenden Planung in den 
Planungsprozeß integrieren sollte, trägt die mannigfaltig­
sten Probleme in sich, die von einer erweiterten Planungs­
theorie aufzunehmen und zu lösen sind. 

Es ist bekannt, daß die klassische Planungstheorie drei 
interdependente Problemkreise zu lösen hat, die hier der 
besseren Kenntlichmachung wegen nebeneinander gestellt 
werden : Der erste und wichtigste Problemkreis betrifft die 
Formulierung der zu verwirklichenden Zielprofile, der 
zweite ist in der Auswahl des geeigneten Modells zum 
Zwecke der Erklärung der Situation des Erkenntnisobjek­
tes und seiner Entwicklung zu sehen. Der dritte Problem­
kreis schließlich stellt auf die Suche, Bewertung un,d Am­
wahl von Handlungsalternativen ab. 

Im Folgenden werden diese Problemkreise als solche 
eines Planungsprozesses verstanden, womit impliziert ist, 
daß die Problemkreise iterativ angesprochen werden und 
die Organisation der Planung auch der Revision unter­
liegt. 

a) Das Problem der Zielprofilfindung 

Zunächst ist generell zu fragen , welcher Zielprofilrah­
men als Orientierung zur Grundlage der Entwicklungs­
und Dienstleistungsfunktion im regionalen wie auch im 
kommunalen Rahmen gewählt werden soll. Denn man 
kann verschiedene »Querschnittsaspekte« definieren40 • Zu 
diesen dürften z.B. (1) eine Produktivitäts-, (2) eine So­
zialchancen-, (3) eine Bildungs-, (4) eine Umwelt- sowie 
(5) eine accessibility-Orientierung zählen. Welcher Durch­
schnitt dieser sogenannten Querschnittsaspekte soll zum 
Zielprofilrahmen erhoben werden? 

Es ist unmittelbar einleuchtend, daß der Durchschnitt als 
Rahmen für ein regionales Zielprofil, interregional abge-

40 Nach den Überlegungen von fochimsen (vgl. / ochimsen, R .: 
Planung im staatlichen Bereich, a.a.O.) könnte man derartige 
Aspekte definieren. 

stimmt, den einzelnen Regionen vorgeschrieben werden 
muß. Denn es ist zu beachten, daß regionale wie auch 
kommunale Planung nur im gesamtstaatlich festgelegten 
Rahmen vollzogen werden kann, d. h., von den Zielvor­
stellungen zur Regional- und Stadtentwicklung des Bun­
des und der Länder auszugehen und insbesondere auf Ko­
or,dinationsabsprachen interregionaler Planungsgemein­
schaften Rücksicht zu nehmen hat. Zudem liegen weite Be­
reiche der Gesetzgebung, der Planung und der Investition 
(z.B. Bodenrecht, städtebauliche Gesetzgebung, Verkehrs­
und Bildungsinvestitionen) außerhalb der regionalen oder 
kommunalen Kompetenz. Damit ist klar, daß die Vertre­
tung regionaler Interessen von .den entsprechenden Ent­
scheidungsträgern (Problem des imperativen Mandats) an 
übergeordnete Instanzen zu delegieren und im Wege des 
Kompromisses durchzusetzen sind. 

Gleich welcher Zielprofilrahmen gewählt wird, der 
Suchprozeß, der zur Ermittlung des eigentlichen regionalen 
Zielprofils fi.ihrt, dürfte alle Merkmale äußerster Kom­
plexität aufweisen. Deshalb empfiehlt sich eine Zerlegung 
der Zielprofilsuche. 

a) Zerlegung des Problems 

Das Leitmotiv des Deutschen Städtetages 1971 »Rettet 
unsere Städte jetzt« offenbart m. E. in dramatischer Weise 
eine gewisse Ziel- und Konzeptionslosigkeit der Kommu­
nalpolitik und läßt damit das Problem ,der Zielprofilfin­
dung als äußerst vordringlich, aber auch komplex erschei­
nen. Die. Verschiedenartigkeit möglicher Leitbilder der 
Stadtentwicklung, die vom Arbeitskreis »Stadtentwick­
lung« bei ausgewählten Personen hinterfragt wurden41 , 

läßt den Schluß zu, daß man Leitbilder nur dynamisch 
sehen darf. Die in ihnen enthaltenen Gewichte stadtfor­
maler (historischer, ästhetischer, pragmatischer, juristischer 
ontologischer usw.), soziologischer, ökonomischer und so­
zialpsychologischer Aspekte sollten demgemäß ständig 
überprüft und die Auseinandersetzung mit ihnen vor allem 
bei den Betroffenen provoziert werden. 

Da subjektive Wertvorstellungen und Informationspro­
zesse als interdependent zu betrachten sind, wäre weiter 
zu fordern, daß eine Lösung des Problems der Zielprofil­
findung nicht mittels einer Befragung kompetenter Per­
sönlichkeiten und/oder ausgewählter Bürger gefunden 
wird. Andererseits ist seine Lösung, wegen der oben ge­
nannten Gefahren, nicht einem Gremium zu übertragen. 
Schließlich ist sie auch nicht von den Bürgern insgesamt 
zu erwarten. Denn nicht nur ,die Vorteile der Arbeitstei­
lung werden nicht genutzt, auch erscheinen die dabei ent­
stehenden Kosten von den Betroffenen nicht tragbar. 

Damit verbleibt die Einsetzung eines vorläufigen Gre­
miums, das die politische Führung, die Verwaltung, Ver­
t reter der Gruppen und Vertreter der nichtorganisierten 
Offentlichkeit integriert. In der adäquaten Mobilisierung 

41 Zitiert nach H esse, / . / .: Stadtentwicklungsplanung: Ziel­
findungsprozesse urrd ZielvorsteHungen. - Stuttgart 1972. S. 
86 ff. 
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der nichtorganisierten Offentlichkeit liegt dabei das vor­
dringlich zu lösende Problem. Ist die nichtorganisierte Of­
fentlichkeit mobilisiert, so bleibt dennoch die Auswahl der 
Gremiumsmitglieder nicht unproblematisch, da sie auf 
Grund individueller Werthaltungen und auch wegen ihrer 
isolierten Zielsetzungen nicht notwendig ,die Interessen der 
durch sie Repräsentierten vertreten. Das heißt, selbst wenn 
das Gremium Vertreter aller Interessengruppen, Verbände 
usw. integriert, so ist zu fragen, ob der einzelne wirklich 
durch die Interessengruppe und diese durch Vertreter me­
diatisiert ist und ob letztlich der einzelne sich mit den Er­
gebnissen des Gremiums einverstanden erklären kann42• 

Davon ist vor allem dann nicht auszugehen, wenn die 
Repräsentanten sich an den Interessen der einflußreichsten 
Mitglieder der Gruppen orientieren. 

Schließlich besitzen auch die Mitglieder ,des vorläufigen 
Gremiums immer einen Informationsvorsprung, der sich 
z. B. schon darin ausdrückt, daß von ihm verworfene Ziele 
zwangsläufig von der Offentlichkeit nicht mehr diskutiert 
werden können. 

Aus diesen Überlegungen kann man den vorläufigen 
Schluß ziehen, daß von dem einzelnen in allen Interessen­
gruppen eine größere Bereitschaft zum Engagement bei 
der Auswahl, Kontrolle und Abwahl der Delegierten 
zu fordern bzw. »durch Einpflanzung von Motiven oder 
Rationalisierung von Zwängen« zu schaffen ist43 44 • Dabei 
ist zu beachten, daß das Engagement die mit steigendem 
» Wohlstand« erweiterten Möglichkeiten des öffentlichen 
und privaten Konsums nicht wahrnehmen läßt und sich 
demgemäß Kritik an den Entscheidungen der Delegierten 
(wie auch an den von dem Gremium vorgeschlagenen al­
ternativen Zielprofilen) in einer Desorientierung (im Sinne 
einer passiven Kritik des einelnen) ausdrückt45. 

Es würde möglichen Fehlentscheidungen Tür und Tor 
öffnen, wenn man die Aufstellung und Festlegung (oder 
Korrektur) des Zielprofils, ,des Anspruchsniveausystems 
oder der Bedarfsdeckungsnormen ausschließlich e.inem vor­
läufigen Planungsstab (als Beispiel für das vorgenannte 
Gremium) überlassen würde. Dieser Sachverhalt dürfte 
sich auch dann nicht ändern, wenn ein Rollenwechsel in­
nerhalb des Gremiums (um damit die Rollenträger mit 
anderen Fragestellungen und Blid{winkeln zu konfrontie­
ren) institutionalisiert wäre. Denn schon die Mitgliedschaft 
wirft Identifikationsprobleme auf und versperrt den Weg 
zu »neuen « Einsichten. Schließlich stellt sich ein Gremium, 
das man als kybernetisches System verstehen kann, höchst 
selten in Frage. Der eigentliche Zielprofilfindungsprozeß 

42 Das bedeutet nicht, daß ich der - an sich unmöglichen -
Aggregation individueller Nutzenfunktionen das Wort rede, 
sondern »nur« einen »M,indestkonsens« anstrebe. 
43 Vgl. dazu Barnard, Ch. /.: Die Führung großer Organisa­
tionen. - Essen 1970. S. 56. Das Problem ist dabei, wer auf 
welche Weise welche Motive einpflanzen darf oder zur Ratio­
nalisierung von welchen Zwängen befugt sein sollte. 
44 Demgemäß gilt es auch zu verhindern, daß aus kleinen 
O!lganisationen komplexe Organisationen entstehen, die »nur« 
noch Managerinteressen dienen. 
4.5 Ich verweise dazu auf .die SeteiEgung der Bürger an öf­
fentlichen Gemeinderatssitzungen. 

ist somit zweistufig anzulegen. Die erste Stufe betriffi: die 
Auswahl von Zielprofilalternativen durch das Gremium. 
Die zweite Stufe hingegen verlangt die Auseinanderset­
zung aller Beteiligten und Betroffenen im Hinblick auf 
die Auswahl eines kollektiv akzeptierbaren Zielprofils. 
Wie dabei der Übergang von Stufe 1 zu Stufe 2 und die 
Ausgestaltung der Stufe 2 aussehen sollte und ob dafür 
überhaupt optimale Schemata existieren46, ist noch heraus­
zufinden. Ein erster grober Ansatz kann vielleicht in 
mehrstufigen Lern-Lehr-Prozessen47 (nach dem Gegen­
stromprinzip) gesehen werden, wobei insbesondere sicher­
zustellen ist, daß ,die Planungsbetroffenen (1) alle Infor­
mationen, die zu einer Aufstellung oder Anderung des 
Ziel-Katalogs führen können oder führen, erhalten und in 
der Lage sind, sie zu verarbeiten, (2) sich (relativ schnell) 
kritisch zu den1 vorgenannten Zielkatalog zu äußern im­
stande sin.d und Anderungen durchzusetzen vermögen. Ob 
der vorgenannte Lern-Lehr-Prozeß in einzelne Abschnitte 
zerlegt und mit :Denkpausen durchsetzt sein sollte, ist da­
bei keine vernachlässigbare Frage. Denn auch die Denk­
pausen sind zu bewerten. 

Selbst dann, wenn die für eine überschaubare Zeit gün­
stigste mehrstufige Methode der Formulierung von Ziel­
profilen gefunden ist, ist damit noch nicht gesichert, daß 
diese Metho,de für alle Zeiten und für alle Problemstel­
lungen immer die geeignetste darstellt. Auch die Wahl 
der Methode muß somit der Kritik zugänglich sein und 
Veränderungen unterworfen werden können. Kritik an 
der Methodenauswahl erfordert wiederum Engagement. 
Damit eine diesbezügliche Bereitschaft leichter geweckt 
wir:d, wäre zu fordern, daß das Gremium für anstehende 
Zielfindungsprobleme alternative Lösungs-Methoden be­
reitstellt48, so daß dem Zielfindungsprozeß eine Diskus­
sion von Verfahrensfragen vorausgeht49 . 

Auch dann, wenn die Methode der Zielprofilfindung 
festliegt, ein vorläufiger Zielprofilkatalog ausgearbeitet 
und das günstigste Zielprofil gefunden ist, gilt es, die darin 
enthaltenen Ziele in Teilziele zu zerlegen, ,deren Kompati­
bilität zu prüfen und somit eine der im Zielprofil enthal­
tenen Teilzielstrukturen auszuwählen. Ob dafür der 

46 Zwar sind z. B. mit dem Städtebauförderungsgesetz (vgl. 
dazu das Gesetz über städtebauliche Sanierungs- und Entwick­
lungsmaßnahmen in den Gemeinden (Städtebauförderungsge­
setz] BGB!. I, S. 1125, v. 27. 7. 71) im Rahmen der Sanierung 
einige Möglichkeiten angesprochen, doch stellt sich die Frage, 
da die Planung verfahrensmäßig nicht eindeutig abgesichert 
und damit der Praxis überlassen ist, welche Möglichkeiten der 
Einflußnahme geeignet sind. 
47 Wie ihn in anderer Form z. B. Raabe, A .; R. Raabe; Ch. 
Steuer (u . . a .): Sanierung •Darmstadt-Nord. Sanierungspla­
nung als Element kommunaler Entwicklungsplanung. In: Bau­
welt. 62. Jg. (1971) Nr. 25/26 (Stadtbauwelt 30) S. 144-151 
vorgeschlagen haben. 
48 Die in der Selektion bestehende Manipulation ist damit 
noch nicht aufgehoben. Die Beurteilung der Relevanz einer Me­
thode sollte demgemäß nicht immer dem Experten überlassen 
werden. 
49 Konkurrierende Gremien sollten vielleicht andere Verfah­
rensweisen und andere Zielprofilkataloge entwickeln, so daß 
mit Hilfe des Konkurrenzmechanismus ein optimales Zielprofil 
gefunden werden kann. 
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gleiche Prozeß wie oben noch einmal in Gang zu setzen 
ist, wäre zu diskutieren. 

Bei allem ist zu beachten, daß die Zielsuche Zeit erfor­
dert und daß Vorteilen zusätzlicher Informationen Nach­
teile in Form einer Verschlechterung betrachte.ter Situatio­
nen gegenüberstehen. 

ß) Forderungen an die Planungstheorie 

Es ist als eine Aufgabe der Planungstheorie zu bezeich­
nen, nach optimalen Organisationsformen der Planung zu 
suchen. Dabei sind die Möglichkeiten der Zielprofilfindung 
und -korrektur unter besonderer Berücksichtigung der 
Teilnahme der Planungsbetroffenen herauszustellen (ein 
Vorverständnis ist unterstellbar). Ferner sollte der Ana­
lyse der Möglichkeiten der Nichtdiskriminierung von Min­
derheiten ein hoher Stellenwert zugeordnet werden50• In 
diesem Zusammenhang hat die Planungstheorie und d·amit 
die Kooperationstheorie aufzuzeigen, ob die Erprobung 
eines Zielprofils generell sinnvoll sein und welche Kosten 
sie verursachen kann. Im Anschluß an die Beantwortung 
dieser Frage wäre gegebenenfalls der Rahmen für die Er­
probung (kollektiv) zu erörtern. 

Bei alledem ist der Komplexität der Entscheidungs­
situation zu entsprechen, d. h., es darf nicht eine übertrie­
bene Abstraktion, eine zu weitgehende Vereinfachung der 
Entscheidungssituation hinsichtlich der Zielprofilformulie­
rung vorgenommen werden. Denn sonst kann die Be­
schränkung auf einige wenige Ziele und deren Abstim­
mung dazu führen, daß nachträglich unerwünschte Folge­
wirkungen auftreten, deren Beseitigung mit hohen gesell­
schaftlichen Kosten verbunden ist. Erinnert sei z. B. an 
Folgeerscheinungen des Sicherheitsinteressen vernachlässi­
genden Wachstumsfetischismus vergangener Jahre, die sich 
jetzt im Umweltsdrntz- und im Energieversorgungspro­
blem ausdrücken. 

b) Das Problem der Auswahl geeigneter Modelle zum 
Zwecke der Erklärung beobachtbarer Vorgänge 

Dieser Problemkreis schließt die Prognose der unbeein­
flußten wie der beeinflußten Entwicklung des Untersu­
chungsobjektes ein. Dabei unterscheiden wir Modelle als 
objekt-zugeschnittene Theorien von Methoden, die eine 
Entscheidung erleichtern oder gar überflüssig machen, da 
sie von rational nicht begründbaren Maximen ausgehen. 
Typische Beispiele für solche Methoden (oder Techniken) 
sind »lineare Optimierungsmodelle«, die eine vorgängige 
Erfolgssicherung suggerieren. Auch die Nutzen-Kosten­
Analyse51 und die Nutzwertanalyse in Verbindung mit der 

SO Damit ist letztlich das Problem der Verortung der Teilnah­
me von Planungsbetroffenen angesprochen und die Suche nach 
besseren Modellen von Regierungs- und Verwaltungshandeln 
gefordert, d. h. der Organisation der oben angesprochenen Ko­
operation. 
51 Vgl. dazu Prest, A. R.; R. Turvey: Cost-benefit analysis: 
a survey. In: Surveys of economic theory. Bd. 3. - New York 
1966. Stohler, ].: Zur Methode und Technik der Cost-Benefit­
Analyse. In: Kyklos. 20. Jg. (1967) Nr. 1, S. 218-245. 

Delphi-Methode52, die zur Beurteilung umfangreicher al­
ternativer Projekte verwandt wird, sind in diese Kategorie 
einzuordnen. 

Aus ,der Erkenntnistheorie ist bekannt, daß ganzheit­
liche Modelle nicht entworfen werden können. Das heißt, 
auch sogenannte Totalmodelle, die neben Partialmodellen 
(z.B. Verkehrserzeugungs-, Verkehrsverte.ilungsmodellen) 
für die Erklärung von Phänomenen oder Wirkungszusam­
menhängen herangezogen werden, bedeuten immer eine 
Abstraktion von vermeintlich Irrelevantem. Diese Abstrak 
tion beinhaltet jedoch ein Werturteil (des Analysators), 
das im Rahmen des Planungsprozesses offengelegt sein 
muß, soll es einer Kritik zugänglich sein53• 

Damit ist klar, daß es für ein und denselben Erkennt­
nisbereich mehrere nomologische Hypothesen geben kann, 
die gleiche oder auch unterschiedliche Bewährungsgrade 
besitzen können. Die Existenzmöglichkei t konkurrierender 
Hypothesen liegt nicht zuletzt darin begründet, daß die 
verschiedenen Hypothesen selten den gleichen Informa­
tionsgehalt besitzen und Falsifikationen nicht notwendig als 
endgültig hingestellt werden können (Revision der Inter­
pretation der Daten). Das heißt, daß auch die Auswahl der 
Erklärungs- (und damit der Prognose)modelle gleichen 
(durchschnittlichen) Abstraktionsgrades einer Kritik aus 
dem Kreis der Politiker, Planer und Planungsbetroffenen 
zugänglich sein sollte. 

Da der Kritikerkreis durch Konfrontation mit Mo­
dellen präformiert wird und höchst selten in der Lage sein 
dürfte, konkurrierende Modelle zu entwerfen, ist minde­
stens zu fordern, daß jeder »Modellkonstrukteur« mög­
liche Abstraktionsfehler darlegen und darum bemüht sein 
sollte, zu jedem Modell ein konkurrierendes Modell zu 
entwickeln oder aber den Nachweis zu liefern, daß ein 
konkurrierendes Modell bei einer Überprüfung an der 
»Realität« zum Scheitern verurteilt oder gescheitert ist54 • 

Prüft man die in der Literatur vorzufindenden Modelle, 
die im Rahmen der Regional- und Stadtplanung einge­
setzt werden können, auf ihren Erklärungswert, d. h. auf 
ihre erfolgreich bestandenen Falsifizierungsversuche, so 
kommt man zu dem Ergebnis, daß sie bislang nur als erste 

52 Vgl. dazu Zangemeister, Ch.: Nutzwertanalyse in der Sy­
stemtechnik. Eine Methodik zur multidimensionalen Bewertung 
und Auswahl von Projektalternativen. - München 1970. 
Wagner, M.; D. Stromberg: Der Nutzwert von Alternativen. 
Zur Anwendung der Delphi-Methode in der Stadtplanung. In: 
Bauwelt. 60. Jg. (1969) Nr. 51/ 52 (Stadtbauwelt 24) S. 272-274. 
53 Erinnert sei hierzu an das Prognosemodell, das von Krelle 
und u. a. für die BRD aufgestellt wurde. Die Beschreibung die­
ses Modells enthält z. B. keinen Anhaltspunkt dafür, welche 
im Modell nicht enthaltenen Hypothesen sonst noch geprüft und 
warum sie gegebenenfalls verworfen, d. h. welchen Falsifizie­
rungsversuchen sie ausgesetzt wurden. Vgl.: Ein Prognosesystem 
für die wirtschaftliche Entwicklung der Bundesrepublik Deutsch­
land. Von W. Krelle, D. Beckerho/f, H. G. Langer, H. Fuß. -
Meisenheim a. Glan 1969. 
54 Werden auch verworfene Theorien dem Kritikerkreis vor­
getragen und als solche gekennzeichnet, so wird sowohl dem 
Experten als auch dem Nichtexperten vergebliches Bemühen er­
spart und der Zwang zur Wissenschaftsgläubigkeit gemindert. 
Zwar kann man an die Existenz der Wahrheit glauben, be­
weisen läßt sie sich nicht. Wäre letzteres nicht der Fall, so gäbe 
es eine Diktatur der Wahrheit. 
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Ansätze zu bezeichnen sind. Für viele sei diesbezüglich 
nur auf das Deskriptionsmodell von Lowry55 verwiesen, 
.das letztlich auf eine Beschreibung interdependenter Stand­
ortentscheidungen (von Unternehmen und Haushalten) 
zielt. In dem Modell sind weder Preise noch Einkommen 
enthalten, also Nachfrage- und Angebotsbeziehungen ver­
nachlässigt. Produktionsfunktionen sind ebenfalls nicht zu 
verzeichnen. Lowrys Modell ist letztlich ein Gleichge­
wichtsmodell, das keine Entwicklung des dem Modell zu­
grunde liegenden Objekts erklärt56 57 • Dagegen scheinen 
Kommunikationsmodelle, die z.B. die Ausbreitung von 
Informationen (Gerüchten) zum Inhalt haben (sogenannte 
Epidemiemodelle), bestimmte Phänomene (daß z. B. nur 
sogenannte » Wahrheiten« oder Informationen einer 
geringen logischen Wahrscheinlichkeit eine weite Verbrei­
tung erfahren) erklären zu können. 

Kann man davon ausgehen, daß mit der Veränderung 
von singulären Daten (z.B. Anfangsbedingungen) auch 
Normen in Frage gestellt werden, nicht zuletzt wegen der 
darüber modifizierten Dispositionsräume der privaten 
Haushalte, Unternehmen usw., daß also die Verhaltens­
weisen der Subjekte eine Wandlung erfahren, so ist klar, 
daß die modellmäßig erfaßten Verhaltensweisen oft we­
niger bedeutsam sein dürften als die zu erfassenden. Da­
mit hinken die Modelle der Wirklichkeit ständig hinter­
her, wenn nicht »lernende Modelle« aufgestellt werden, 
die diesen Sachverhalt berücksichtigen. 

Ein Beispiel: Wohnformen und Wohnwünsche sind im 
Wachstumsprozeß der ständigen Veränderung unterwor­
fen, die vielleicht sogar zu divergierenden Lebensformen 
der einzelnen und Gruppen führen. Erinnert sei hierzu 
nur an die Möglichkeiten, die Zweitwohnsitze bieten, die 
nicht nur die Chance der Ausformung neuer Kulturen er­
möglichen, sondern auch neue Verkehrsströme induzieren 
usw. Diese Chancen führen vielleicht, wenn die Freizeit 
der meisten Arbeitnehmer eine solche Erhöhung erfährt, 
daß mehrere arbeitsfreie Wochentage periodische Kurz­
urlaube ermöglichen, wegen der Knappheit der Mittel zu 
einem Verzicht auf Auslandsreisen. Andererseits wird ge­
rade die Gestaltung der Freizeit über lnfrastrukturinvesti­
tionen mitgeprägt, so ,daß eine Interdependenz von Mo­
dell und Menge der Handlungsalternativen (hinsichtlich 
weiterer Infrastrukturinvestitionen) bei deren Auswahl zu 
beachten ist. 

Damit ist klar, daß man im Rahmen der Stadt- und Re­
gionalplanung nicht nur von Ziel-Mittel-Komplexen, son-

55 Vgl. dazu Lowry, I. S.: A model of metropolis. Sponsored 
by: P.i~sburgh Regional Planning Association and 'The Rand 
Corporation. - Santa Monica, Kalif. 1964. 
56 Zur Kritik des Lowry-Modells vgl. Münnich, F. E.: Zum 
Aussagegehalt des Lowry-Modells (Vortrag). S. 129-146 in: 
Gesellschaft für Regionalforschung. Deutschsprachige Gruppe 
der Regional Science Association. Seminarberid1t 5. - Saarbrük­
ken 1971. 
57 Dabei ist nicht übersehen, daß aussagefähige Modelle einen 
hohen Forschungsinput erfordern. Denn insbesondere Modelle 
für Städte und Regionen müssen wegen des notwendig hohen 
Üisaggregationsgrades sehr komplex angelegt sein. Demzufolge 
sind auch sehr viele konkurrierende nomologische Hypothesen 
denkmöglich. 

dem von Ziel-Modell-Mittel-Komplexen auszugehen hat. 
Insofern ist ein Problemkomplex der Planungstheorie im 
Rahmen von Stadt- und Regionalplanung aufgezeigt, .der 
( da verwirklichte Maßnahmen Knderungen bei den den 
Entscheidungen zugrundeliegenden Modellen implizieren) 
die Forderung berechtigt erscheinen läßt, daß es Aufgabe 
der Planungstheorie sei, nicht nur »lernen,de Modelle«5B 

zu konzipieren, sondern auch ständig nach angepaßten 
Konstruktionen optimaler Partizipation der Betroffenen 
zu suchen. Das heißt, auch der zweite Problemkreis der 
»klassischen Planungstheorie« verlangt nach kooperations­
theoretischen Ansätzen. 

Da der zweite Problemkreis mit dem ersten und dem 
dritten eng verbunden ist, erübrigt sich eine isolierte ko­
operationstheoretische Betrachtung. 

c) Das Problem der Suche und der Auswahl von Hand­
lungsalternati'ven 

Man kann das Problem der Suche und Auswahl von 
Handlungsalternativen bei Beachtung der Modellauswahl­
problematik und der Ressourcenrestriktionen in sechs 
Schritte zerlegen. Die einzelnen Schritte sind zu sehen in 

1. der Ausarbeitung (d. h. Suche und Formulierung) der 
zu bewertenden Alternativen, 

2. der modellmäßigen Ermittlung der Konsequenzen (ein­
schließlich der »lntangibles«) der Alternativen, d. h. im 
besonderen Schätzung der Erfüllung oder Verletzung 
der mit der Lösung ,des ersten Problemkreises gefun­
denen Ziele und der Unterziele, 

3. der Bewertung der Alternativen im Hinblick auf das 
Erreichen von Anspruchsniveaus und der Zielverwirk­
lichung sowie Bewertung möglicher Nebenwirkungen, 

4. der Entscheidung über die weitere Suche nach Alterna­
tiven, d. h. Zurückweisung der bisherigen Alternativen 
( oder Veränderung des Zielprofils [ d. h. neue Lösung 
des ersten Problemkreises]) und gegebenenfalls Rück­
gang nach 1., 

5. der Auswahl der die verschiedenen Ziele am weitest­
gehenden erfüllenden oder die geringsten Kompromisse 
erfordernden Alternativen, und letztlich 

6. der Entscheidung über die Nichtzurückweisbarkeit 
(vorläufige Annahme) eines Ziel-Modell-Mittel-Kom­
plexes. 

Dieser Problemkomplex stellt, vereinfacht dargestellt, 
ein zweifaches Entscheidungsproblem dar. Das erste be­
steht in der Bewertung, der in einem Suchprozeß ermit­
telten möglichen (zu koordinierenden) Maßnahmen auf 
.der Grundlage der im Zielfindungsprozeß festgelegten An­
spruchsniveaus und/oder Ziele. Das zweite. ist in der Ent­
scheidung der Frage zu sehen, ob eine Suche nach weiteren 
Alternativen oder allgemeiner nach weiteren Ziel-Modell-

58 Zu einem ersten Ansatz vgl. Biermann, H.: Kybernetische 
Prognosemodelle in der Regionalplanung. - Berlin 1970. 
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Mittel-Komplexen zu erfolgen hat oder wünschenswert ist. 
Dabei muß beachtet werden, daß sich während der Suche, 
die Zeit erfor,dert und Kosten verursacht, die unbefriedi­
gend angesehene reale Situation verändert. 

Befassen wir uns zunächst mit dem ersten Entschei­
dungsproblem und fragen, ob die Entscheidungstheorie in 
der Lage ist, zu Lösungen zu verhelfen. Wir werden so­
fort erkennen, daß die gängige Entscheidungstheorie59 als 
unverzichtbarer Bestandteil der Planungstheorie zu einer 
falschen Rationalität verleiten kann. Denn sie führt be­
stenfalls zu einer vordergründigen Erfolgssicherung60 • 

a) Flucht ins Engagement bei Entscheidungssituationen 

Es ist evident, daß sich Prinzipien wie auch Maximen 
nicht rational rechtfertigen lassen. Ein diesbezüglicher Ver­
such führt unweigerlich zu einem unendlichen Regreß. 
Demgemäß muß man sich zu Maximen ( oder zu einer 
ihrer Zurückführungen) bekennen. Eine Orientierung an 
Maximen bindet damit die Entfaltung rationaler Ent­
schlüsse und führt rationales Verhalten auf einen nur ir­
rational festlegbaren Ausgangspunkt zurück. Das Prinzip 
der zureichenden Begründung hilft auch nicht weiter, denn 
es begründet nur die Flucht ins Engagement und führt zu 
einer Immunisierung gegen Kritik. Die klassische wie auch 
die moderne Entscheidungstheorie stellt in dieser Hinsicht 
keine Ausnahme dar, wie ,die verschiedenen Kriterien 
»Minimax«, »geringstes Bedauern« u. v. a. m. in genügen­
der Deutlichkeit offenbaren. Nach ihnen scheinen richtige 
Entscheidungen objektiv unwiderruflich oder werden auf 
unangreifbare Basen zurückgeführt. Demnad1 verlangt die 
gängige Entscheidungstheorie ein Bekenntnis und zum Teil 
sogar die Ignoranz von (irrelevanten) Alternativen. Sonst 
würde u. U. eine bisherige Präferenzrelation negiert61 • Da­
bei ist unbestritten, daß die klassisd,e Entscheidungstheorie 
(1) einen heuristischen Wert besitzt, (2) zur Klarstellung 
und Klassifizierung von Konflikten herangezogen werden 
kann, (3) bei speziellen verhaltenstheoretischen Annah­
men, auch unter lerntheoretischem Aspekt, zu nicht un­
interessanten (d. h. informativen) Lösungen führt und da­
mit ( 4) als Maßstab zur Beurteilung tatsächlichen Verhal­
tens nützlich ist. 

Bartley62 kennzeichnet diese Flucht ins Engagement tref­
fend, wenn er bemerkt, daß wir »unsere Ansichten (nicht 

59 Vgl. dazu etwa Krelle, W.: Präferenz- und Entscheidungs­
theorie. - Tübingen 1968. 
60 Denn sie unterstellt, daß der Entscheidende alle Hand­
lungsalternativen kennt, ihre Konsequenzen abzuschätzen in 
der Lage ist und die Resultate bewerten kann. Diese Voraus­
setzungen sind realiter nicht gegeben. 
61 So z. B. auf der Basis des Minimax-Regret-Kriteriums 
(»Geringstes Bedauern«). Vgl. .dazu Milnor, ].: Spiele gegen die 
Natur. S. 129 ff. in: Spieltheorie und Sozialwissenschaften. 
Hrsg. von M. Shubik. - Frankfurt a. M. 1%5; hier S. 131. 
62 Vgl. Bartley, W. W.: Flucht ins Engagement. Versuch einer 
Theorie des offenen Geistes. - München o. J. (1964) S. 161. 
63 Vgl. Aldrup, D.: Das Rationalitätsproblem in der politi­
schen Okonomic. - Tübingen 1971. S. 81. 

endlos) rechtfertigen (können). Und wenn die Prämissen 
nie begründet oder gerechtfertigt werden, dann wird es 
der Schluß auch nicht. Da wir zwar rechtfertigen möchten, 
es rational aber nicht können, scheint irrationales Recht­
fertigen oder das Engagement der einzige Ausweg. Sofern 
also Rationalität in Rechtfertigung besteht, ist sie scharf 
begrenzt durch den Zwang zum Engagement«. 

ß) Das Prinzip der Kritikoffenheit 

Der einzige Ausweg aus diesem Dilemma kann somit 
nur darin liegen, daß man die vorgenannten Kriterien, 
Postulate usw. nur als Hilfsmittel in einem Prozeß sieht. 
Der Prozeß muß darin bestehen, daß unter Beachtung der 
Knappheit der Zeit eine vordergründige Erfolgssicherung 
der Auswahl der Handlungsalternativen zumindest durch 
das Streben »nach systematischer nachträglicher Entdek­
kung und Elimination immer und überall möglicher Fehl­
entscheide im sozialen Wahlverhalten«63, insbesondere der 
Planungsbetroffenen (die eine Autorität nur zeitweise hin­
nehmen, aber niemals anerkennen sollten), korrigiert wird. 
Nur auf der Basis dieser Regel ist der Korrektur und da­
mit einer künftig »besseren« Entscheidung der Weg nicht 
versperrt und der Begrenztheit der Zeit im Wahlverhalten 
Rechnung getragen. Das heißt, wir verstehen Rationalität 
im Sinne einer (situationsbezogenen oder zeitlich begrenz­
ten) Kritikoffenheit oder als Revidierbarkeit. Eine Revi­
sion verlangt dabei eine Begründung, d. h. z. B. das Er­
kennen von Fehlentwicklungen auf Grund von vorläufigen 
Entscheidungen. Ein Nichterkennen von Fehlentscheidun­
gen bedeutet dabei aber nicht, daß Entscheidungen richtig 
waren. 

Diese Regel führt dazu, daß wir erstens eine Elimination 
sogenannter erfolgsgarantierender Entscheidungsmodelle 
anstreben. Zweitens sollte die Rolle derer ständig in Frage 
gestellt werden, die die Entscheidenden und die Ent­
scheidungsbetroffenen im Entscheidungsprozeß einnehmen. 
Es sollte also der Ordnungsrahmen unablässig reformiert 
werden. Damit wird insbesondere verlangt, daß eine Mehr­
heit (z.B. bei einem Gremium) nicht als Autorität aner­
kannt wird, sondern nur vorläufig hinzunehmen ist64 • 

y) Die Notwendigkeit riskanter sachlicher Entscheidungs­
gründe 

Vorstehende Forderung bedeutet, daß konzipierte Pro­
gramme und verwirklichte Ziel-Modell-Mittel-Systeme in 
„kleine Schritte" so zu zerlegen sind, daß der Erfolg einer 
Planung ständig überprüft werden kann. Das ist dadurch 
möglich, daß fortlaufend von allen Beteiligten und Betrof­
fenen vorzutragende Plankonzeptionen als nicht wün-

64 Es darf also weder ein Diktator noch eine Mehrheit noch 
ein Volk Herrschaft ausüben, sondern muß seine Entscheidungen 
der Revision zugänglich erhalten. Denn jede Macht korrum­
piert sich selbst und ist Innovationen nicht zugänglich. 
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sehenswert erfolgreich abgewehrt werden können. Damit 
ist impliziert65, daß (a) sich zunächst richtige Entscheidun­
gen nur aus riskanten, d. h. angreifbaren Entscheidungs­
gründen (über umstrittene Handlungsalternativen) ablei­
ten lassen, somit (b) Entscheidungsgründe zurückgewiesen 
werden können und diesbezüglich vorläufig erfolglose Ver­
suche eine Revision der Entscheidung oder die Suche nach 
weiteren Alternativen noch nicht geboten erscheinen und 
somit (c) zunächst richtige, aber revidierbare Entscheidun­
gen noch nicht der Revision bedürfen. 

ö) Die Vorteilhaftigkeit der kooperativen Planung auf der 
Basis riskanter Entscheidungsgründe 

Auf der Basis der vorgenannten Prozedur gibt es keinen 
Hinweis mehr auf eine (Schutz-)Schranke im Entschei­
dungsverhalten für die Beteiligten, aber auch nicht für die 
Betroffenen. Damit ist erstens eine autoritäre Planung, die 
die Betroffenen ausschließt, aus der Diskussion ausgeschlos­
sen. Zweitens wird die durch eine demokratische Planung 
im Sinne von Mehrheitsentscheidungen mögliche Diskrimi­
nierung von Minderheiten reduziert oder sogar verhin­
dert. Denn diese können sachliche Entscheidungsgründe an­
führen, die eine Suche nach besseren Alternativen auslö­
sen - sofern natürlich keine Machtstrukturen vorherrschen. 
Bestehen solche, so ist damit die Notwendigkeit einer Sy­
stemstrukturveränderung angezeigt66 • Drittens und letzt­
lich wird der kooperativen Planung der Weg geebnet, die 
unablässig eine Konsensbildung verlangt. Es wird dann 
die Maßnahme getroffen, der Plan verwirklicht oder, 
genauer gesagt, die Ziel-Modell-Mittel-Kombination re­
alisiert, die kooperativ noch nicht zurückgewiesen werden 
kann. Dabei muß natürlich allen Beteiligten die »Knapp­
heit der Zeit« und die »Vordringlichkeit des Befristeten« 
ständig verdeutlicht werden, so daß »positiv gesellschafts­
ethisch interpersonelle« Kompromisse möglich erscheinen. 
Diese Kompromisse haben - das muß betont werden -
nur kurzfristigen Bestand und sollen ihn von ihrer Anlage 
her auch nur besitzen. Gerade darin liegt der Vorteil .der 
kooperativen Planung. 

e) Die erweiterte Nutzwertanalyse als nützliches Hilfsmit­
tel bei der kooperativen Entscheidungsfindung 

Erfolgsgarantierende Rationalkriterien sind nach dem 
vorher Gesagten als solche .der kurzfristigen Erfolgssiche­
rung entlarvt. Dazu gehört insbesondere die Nutzen-Ko­
sten-Analyse, die neben ihren sonstigen bekannten Schwä­
chen (z.B. Vernachlässigung der »Intangibles«) die Suche 
nach weiteren Handlungsalternativen ausschließt. Außer­
dem wird mit ihr auf ein einzelnes Ziel, z. B. die maximale 
Wohlstandssteigerung, abgestellt. Andere Ziele werden je 

65 Vgl. Aldrup, D.: Das Rationalitätsproblem in der politi­
sdi.en Okonomie, a.a.O., S. 106. 
66 Es muß im Sinne unseres Rationalitätsverständnisses ver­
hindert werden, daß jeglidi.e Machthaber mehr als in einem 
Höchstumfang »Unheil« anrjchten können. 

nach Definition der Nutzen und Kosten als intangible dis­
qualifiziert. 

In die gleiche Kategorie ist die Konzeption des PPBS 
einzuordnen, denn mit ihm werden, von vorgegebenen Zie­
len ausgehend67, »die Zusammenhänge und Verbindungen 
zwischen den Zielen, Programmen und Tätigkeiten, den 
Auswirkungen dieser Tätigkeiten auf die vorhandenen 
Mittel und deren finanziellen Niederschlag im Budget 
(auch einer Kommune, d. V.) festgestellt und verdeutlicht«. 
Zudem wird in ihr ein Werkzeug gesehen »für das Fällen 
von Entscheidungen durch die Führung ... , da ... damit 
Analysen der Folgen ... möglicher Entscheidungen über 
Programme in der Form der Schätzungen der Kosten und 
der zu erwartenden Nutzwirkungen zur Verfügung ste­
hen «. 

Mit diesem Instrument wird offensichtlich ein Optimis­
mus hinsichtlich der richtigen Entscheidung erzeugt. Ferner 
werden Führungssysteme zementiert, die nicht unbedingt 
zu rechtfertigen sind. Dem Prinzip der Kritikoffenheit ist 
mit dem PPBS nicht entsprochen, und vermeintlich richtige 
Entscheidungen werden nicht ständig in Frage gestellt. Be­
stenfalls besteht ein Dialog zwischen den Analytikern (der 
Verwaltung) und der Führung (den Politikern), ein Dialog 
mit der möglichen Konsequenz der i n t e r n erzeugten 
Revision von Entwicklungsplänen, aber nicht mehr. Dies 
wird sofort deutlich, wenn die Zielsetzung des PPB-Sy­
stems betrachtet wird, sie stellt nämlich auf eine »kontinu­
ierliche flüssige Führungstätigkeit« ab. 

Als einziges sinnvolles Entscheidungsvorgehen scheint 
bislang das zu sein, das auf einer erweiterten Nutz­
wertanalyse (abgekürzt NWA) beruht68 69 • Denn von der 
NW A wird die Offenlegung der der Entscheidung zugrun­
deliegenden Ziel- und Wertsysteme verlangt70 • Das Ent­
stehen einer darüber festgelegten Rangfolge komplexer 
Handlungsalternativen ist insofern der Kritik zugänglich. 
Eine Erweiterung ist aber notwendig, da in der bekannten 
Nutzwertanalyse eine beschränkte Anzahl von Handlungs­
alternativen als vorgegeben betrachtet wird. Demgemäß 
besteht die Erweiterung darin, daß sowohl die Ziele als 

67 Zitiert nach einem bislang unveröffentlichten Vortragsma­
nuskript von Novick, D.: Die Konzeption des Planungs- und 
Programmbudgetierungs-Systems. Vgl. weiter Novick, D.: Origin 
and history of program budgeting. The Rand Corporation. Pa­
per No. 2.7, Oct. 1966. 
68 Das Verfahren besteht kurz gesagt darin, daß man Ziele 
einerseits in soviel Teilziele wie möglich und nötig zerlegt, an­
dererseits die durch die Alternativen bewirkten Teilzielerfül­
lungsgrade herausarbeitet und mit offengelegten Gewichten ver­
sieht - wobei die Auswahl der dabei zugrunde gelegten Mo­
delle mit herausgestellt werden sollte. Dabei wird insbesondere 
dem Umstand Rechnung getragen, daß eine Alternative dem 
Erreichen von Teilzielen verschiedener »Ober-Ziele« dienen 
kann. Restriktionen z. B. hinsichtlich des Budgets sollten dabei 
sowohl beachtet wie auch in Frage gestellt werden. 
69 Die in der Literatur aufgeführten Schwächen, daß die 
Nutzwertanalyse Kosten nicht berücksichtigt und von konstan­
ten Zielgewichten ausgeht, erscheinen reparabel. 
70 Die Auswahl der Ziel-Modell-Mittel- Kombination ist da­
mit den Entscheidenden überlassen. Sie sind nicht an die Kom­
bination gebunden, die den maximalen Nutzwert, der letztlich 
einen Ordnungsindex darstellt, repräsentiert. 
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audi die Alternativen mit ihren möglidien Wirkungen 
nidit als jeweils abgesdilossene Menge betraditet werden, 
daß also die Ziel-Modell-Mittel-Kombinationen als eine 
offene Menge zu verstehen sind; es besteht ferner die 
»Vorschrift«, daß ,deren Auswahl einer Kritik zugänglidi 
ist. Mit anderen Worten: Das Nutzwert-Tableau (mit den 
Zielerfüllungsgraden) solle erst dann akzeptiert werden, 
wenn es sidi in erfolglosen Zurückweisungsversudien als 
vorläufig akzeptabel erwiesen hat, wenn also insbesondere 
keine neuen Ziele, Teilzielzerlegungen und Alternativen 
angemeldet werden. Ist das gegeben, so sollte das Bewer­
tungssdiema zum Zwecke der Auswahl der (vorläufig) am 
geeignetsten ersdieinenden Alternative ebenfalls solange 
korrigierenden Zurückweisungsversudien ausgesetzt sein, 
bis daß keine Einwände - u. U. aufgrund von Gruppen­
verhandlungen - mehr erhoben werden. Ist das gegeben, 
so steht der Verwirklidiung des Planes vorläufig kein Hin­
dernis mehr entgegen. 

3. Zur Notwendigkeit der rollentauschenden Simulation 

Mit den Ausführungen im 2. Absdinitt sind die Aufga­
ben und Probleme der Planungstheorie im Rahmen von 
Stadt- und Regionalplanung umrissen. Der Zusdinitt der 
Planungstheorie erfolgte über die den Raumeinheiten zu­
gewiesenen Funktionen. Die behandelten Aspekte sind da­
bei nur als die Spitzen von Eisbergen zu verstehen. Denn 
der Teufel steckt im Detail. Das Detail kann realiter nur 
aufgespürt werden, wenn allen Akteuren etwa im Rahmen 
der Planspiel-Simulation (z.B. POGE, Intercity-Compe­
tition, Metropolis, CWG, Metro71 ) die versdiiedenartigen 
Problemkreise dadurdi deutlidi werden, daß sie im Wege 
des Experiments versdiiedene Rollen einnehmen, d. h. die 
Rolle des Politikers, des Planers wie des Betroffenen und 
Außenstehenden. Dadurdi erfahren sie versdiiedene Blick­
richtungen, die vielleidit zu einer »vernünftigen« Beurtei­
lung des »eigenen« wie des »gemeinsamen« Standorts füh­
ren. Unterstellt man allen Akteuren ein Eigennutzstreben, 
so darf man, da alle Beteiligten einen höheren Informa­
tionsstand erlangen, folgern, daß sie nidit nur (1) eine grö­
ßere Bereitsdiaft zur Kritik (damit zur Produktion kollek­
tiver Güter) entwickeln, sondern audi (2) kreativ tätig 
werden und (3) die Notwendigkeit zur Kooperation er­
kennen. Es ersdieint denkmöglidi, daß über (3) audi (1) 
und (2) initiiert werden. Der einzelne dürfte demnadi 
eine Vertrauensbereitsdiaft derart entwid{eln, daß auf­
grund seiner Vorleistungen audi andere Beteiligte und Be­
troffene Beiträge leisten. Denn mit dem Erkennen der 
Notwendigkeit der Kooperation ,dürfte sidi eine Vertrau­
ensgrundlage (Komplexitätsreduktion) oder gar Solidari­
tät einstellen. 

Bei alledem darf nidit unberücksiditigt bleiben, daß die 
isolierten Stadt- und Regionalpläne in gesamtwirtsdiaftli­
die Entwicklungspläne einzubetten sind. Dies vor allem, 

71 Vgl. Sauberer, M.: Mathematische Modelle in der Stadt­
forschung und Stadtplanung. Ein überblick. In: Raumforschung 
und Raumordnung. 30. Jg. (1972) H. 1, S. 3. 

um die Vorteile der räumlidi-funktionalen Arbeitsteilung 
auszunutzen. Von daher ist es notwendig, daß die »Koope­
rationskoordination« auch im interregionalen Rahmen ver­
wirklidit wird. Da daran evident nidit alle Akteure der 
einzelnen Regionen beteiligt werden können, zeigt sidi die 
Notwendigkeit, daß die Planungstheorie hinsiditlidi der 
Stadt- und Regionalplanung als Theorie der Planungspro­
zesse audi die »Kooperationskoor,dination« auf der Basis 
der indirekten Demokratie einsdiließen sollte. 

III. Zusammenfassung 

Da die langfristigen Folgen der Planung im kommuna­
len wie audi im gesamtstaatlidien Bereidi im Hinblid{ auf 
die Erfüllung der Entwicklungs- und Dienstleistungsfunk­
tion nur nodi in abnehmendem Maße übersdiaubar ersdiei­
nen, sollte die Planung sidi in ständig revidierbaren Pro­
grammen ausdrücken, die Ergebnis kollektiver Entsdiei­
dungsprozesse von Politikern, Planern, Verwaltungsfadi­
leuten und Betroffenen, also Zielsetzungen einer hetero­
genen Kooperation sind. Dabei ist zu berücksiditigen, daß 
die Ansprudisniveaus der einzelnen und Gruppen nur als 
vorläufig einzuhaltende Soll- oder zunädist zu verfolgende 
Zielgrößen verstanden werden können. 

Kollektives Handeln eigennützig agierender Akteure 
kommt nur dann zustande, wenn für jeden Beteiligten 
mindestens ein positiver Nutzensaldo zu verzeidinen und 
die Außenseiterposition nidit attraktiv ist. Insofern setzt 
kollektives Handeln im Rahmen der Stadt- und Regional­
planung eine Konfliktaustragung im Hinblick auf einen 
Konsens und damit eine Mobilisierung des einzelnen vor­
aus, d. h. die Entwiddung von geeigneten Anreiz-Beitrags­
Systemen. Kollektives Handeln impliziert eine gleidimäßi­
gere Bedürfnisbefriedigung der einzelnen, zugleidi eine 
Anpassung ,der Ansprudisniveaus von einzelnen und 
Gruppen an kollektive Ansprudisniveaus (intrapersonelle 
Kompromisse). 

Erfolgreidies kollektives Handeln ist im regionalen wie 
audi im kommunalen Rahmen ohne Organisation nidit 
realisierbar. Da aber eine jede Organisation die Gefahr der 
nidit legitimierten Maditausbildung in sidi trägt, ist zu 
fordern, daß entsprediende Organisationen nur kurzfristig 
stabile Zustände einnehmen dürfen, die Besetzung be­
stimmter Posten (z.B. der des Planers) befristet und eine 
partielle Fluktuation der Organisationsmitglieder gewähr­
leistet sein sollte. Innovationen erhalten insofern ldi,e 
Grundlage. 

Organisation im Dienste des koordinierten lnteressen­
ausgleidis ist aber audi Ausdruck eines Kompromisses zwi­
sdien der Forderung nadi Beteiligung aller am Entsdiei­
dungsprozeß und der Forderung nadi größtmöglidier 
»Produktivität« der Kooperation. Demgemäß kann es nur 
Aufgabe einer kollektiv akzeptierten Organisation ( eines 
Gremiums) sein, Vorarbeiten für die Zielformulierung, die 
Modell- und die Alternativenauswahl hinsiditlidi der Aus­
führung der Entwicklungs- und Dienstleistungsfunktion 
auf regionaler Ebene zu liefern. Die Entsdieidungen sind 
dagegen von allen Angesprodienen zu treffen. Da diese 
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durch die Vorarbeiten der Organisation (des Gremiums) 
präformiert werden, ist von den einzelnen eine größere 
Bereitschaft zum Engagement bei der Auswahl und Kon­
trolle der Gremiummitglieder sowie zwecks aktiver Kritik 
an deren Vorarbeiten zu fordern oder durch »Einpflan­
zung von Motiven oder Rationalisierung von Zwängen« 
zu schaffen. Dabei gilt es zu beachten, daß Engagement die 
mit steigendem »Wohlstand« erweiterten Möglichkeiten 
des privaten und öffentlichen Konsums nicht wahrnehmen 
läßt, Kritik also oft in einer Desorientierung (passive Kri­
tik) des einzelnen ihren Ausdruck findet. 

Wie darzulegen versucht wurde, vermag die Kooperati­
onstheorie reale Vorgänge zu erklären und Ansätze für 
kollektives Handeln im Rahmen der Stadt- und Regional­
planung aufzuzeigen. Im Hinblick auf deren Umsetzung 
wird vor allem Aufklärungsarbeit notwendig sein. Denn 

Partizipation an regionalen und kommunalen Planungs­
prozessen ist, obwohl sie unter den verschiedenartigsten 
hier diskutierten Gesichtspunkten als notwendig erachtet 
wird, nach obigen Darlegungen nicht selbstverständlich. 
Sie muß insbesondere von den Planungsbetroffenen gelernt 
werden. Eine diesbezügliche Chance ist darin zu sehen, daß 
der einzelne im Rahmen der Planspiel-Simulation verschie­
dene Rollen einnimmt, d. h. die Rolle des Politikers, des 
Planers wie des Betroffenen und Außenstehenden, um im 
Wege des höheren Informationsstandes eine größere Be­
reitschaft zur Kritik zu entwickeln, kreativ tätig zu werden 
und die Notwendigkeit zur Kooperation zu erkennen. Al­
lerdings kann bislang noch nicht gesagt werden, wie die 
Planspiel-Simulation in größerem Umfang zu verwirkli­
chen ist. Ob dazu die regionale Presse herangezogen wer­
den sollte, bleibt zu erörtern. 

ARTHUR BLOCH 

Aspekte des Planers zur Entscheidungsfindung in der Regionalplanung 
unter bürgerschaftlicher Beteiligung 

1. 

Die Vermutung, daß die Einstellung des Planers zur 
bürgerschaftlichen Beteiligung an der Entscheidungsfindung 
in der Regionalplanung in erster Linie eine Generations­
frage sei, wird in der Praxis nicht bestätigt. Es gibt neben 
den autokratisch bestimmten unter den erfahrenen Planern 
auch solche, die in langjähriger Tätigkeit ständig inten­
siven Kontakt mit der Basis gepflegt haben. Und es gibt 
in der jüngeren Generation neben den Verfechtern demo­
kratischer Planungsprozesse auch die Planer, die sich in der 
Rolle eines deus ex mach.ina nur ungern durch eine breit 
angelegte Meinungsbildung im Höhenflug ihrer Ideen be­
lastet sehen. Viel stärker als etwa durch das Lebensalter 
wird die Einstellung von Planern gruppenmäßig durch 
ihren Arbeitsbereich geprägt. Es ist ein verständlicher Aus­
druck persönlicher Identifizierung mit den jeweiligen Be­
dingungen, wenn Planer im Wirkungsbereich des Staates 
zu einer anderen Einstellung kommen als Planer im Ak­
tionsfeld der Selbstverwaltung. Aber auch diese Regel 
bleibt nicht ohne Ausnahme, da die Palette der Bestim­
mungsgründe bei Planern ebenso wie bei Mitgliedern an­
derer Gruppen individuell bunt gefärbt ist. 

Es wäre deshalb vermessen, in diesem Beitrag die As­
pekte des Planers an sich zu dem im Thema angesproche­
nen Fragenkomplex darstellen zu wollen. Das gilt um so 
mehr, als nach der Bestimmung des gesamten Themenkrei­
ses vor allem auch Erfahrungen eingebracht werden sollen. 
Wenn das Thema dennoch so angenommen wird, wie es 
gestellt wurde, dann dominiert gegenüber den Bedenken 
in bezug auf die Möglichkeiten der Ausfüllung des Themas 
die Überzeugung, daß beim Versuch einer Bilanz der bür­
gerschaftlichen Beteiligung in der Raumplanung ein Bei-

trag aus dem Erfahrungsbereich der Regionalplanung nicht 
fehlen sollte. 

2. 

Die Regionalplanung nimmt in der Raumplanung eine 
Sonderstellung ein. Abweichend von der gemeindlichen 
Raumplanung und von der Landesplanung für das Lan­
desgebiet, betreut die Regionalplanung in aller Regel einen 
Planungsraum, bei dem eine umfassende Kompetenz eines 
Aufgabenträgers für die Angelegenheiten der Raumge­
meinschaft in unserer Verfassung nicht gegeben ist. Die 
Verhältnisse auf der regionalen Ebene zeigen das vielfäl­
tige Bild, das auch aus anderen Bereichen des öffentlichen 
Lebens als Erscheinungsform des föderalistischen Systems 
bekannt ist. 

Die Aufgaben der Raumplanung auf der regionalen 
Ebene ergeben sich aus zwei Richtungen. Aus dem örtlichen 
Bereich der Gemeinden gewinnen kommunale Aufgaben 
mehr und mehr einen überörtlichen Bezug. Die Verflech­
tungen der Gemeinden untereinander werden stärker. Die 
Funktionsteilung weitet sich aus. Im Zuge dieser Entwick­
lung wird die Unterscheidung zwischen Angelegenheiten 
der örtlichen Gemeinschaft und der überörtlichen Raum­
gemeinschaft zunehmend schwieriger. Von der Landesebene 
aus fächert sich im regionalen Raum die raumbezogene Tä­
tigkeit staatlicher Stellen auf. Hinzu kommen in dieser 
Ebene kommunale Gebietskörperschaften mit eigenständi­
gen Aufgabenbereichen und Tätigkeiten, die für die Raum­
ordnung von Bedeutung sind. 

Die Entwicklung der Regionalplanung und die heutige 
Praxis zeigen übereinstimmend, daß überall dort, wo die 
Regionalplanung nicht alle Raumordnungspartner dieser 




